
aus
Politik
und

geschickte

Beilage
zur
wochen
zeitung
das Parlament

ISSN 0479-611 X

B 22/84
2. Juni 1984

Wolfgang Pordzik
Der amerikanische
Verteidigungshaushalt
Wolfgang Pfeiler
Konturen sowjetischer
Rüstungspolitik
Lutz Köllner
Die Entwicklung
bundesdeutscher Militärausgaben
in Vergangenheit und Zukunft



Wolfgang Pordzik, M. A„ geb. 1947; von 1977 bis 1978 Research Affiliate beim
Center for International Studies des Massachusetts Institute of Technology
(MIT) in Cambridge (Mass.); bis 1981 Leiter des Forschungsbereichs Internatio-
nale Beziehungen/Sicherheitspolitik im Sozialwissenschaftlichen Forschungsin-
stitut der Konrad-Adenauer-Stiftung; seit 1981 Leiter des Washington Research
Office der Konrad-Adenauer-Stiftung in Washington (D. C.).
Veröffentlichungen u. a.: Die Zukunft des SALT-Dialoges, in: Europäische Wehr-
kunde, 30 (1981) 9; Die inneramerikanische Diskussion über Rüstungskontrolle,
in: Europa Archiv, 37 (1982) 16; Die Zukunft strategischer Rüstungskontrolle, in:
Europäische Wehrkunde, 32 (1983) 7; Amerikanische Rüstungskontrollpolitik im
Widerstreit, in: Europa Archiv, 38 (1983) 13.

Wolfgang Pfeiler, Dr. phil., geb. 1931; nach Promotion 1971 wissenschaftlicher
Mitarbeiter am Seminar für politische Wissenschaft an der Universität Bonn;
Senior Research Fellow am Center for International and Strategie Affairs der
University of California, Los Angeles; Visiting Professor an der Arizona State
University, Temple, sowie Austauschwissenschaftler an der Akademie der Wis-
senschaften, Moskau; 1982 Habilitation; z. Z. Wissenschaftlicher Mitarbeiter des
Sozialwissenschaftlichen Forschungsinstituts der Konrad-Adenauer-Stiftung;
Privatdozent am Seminar für politische Wissenschaft der Universität Bonn und
Redakteur der Zeitschrift „Beiträge zur Konfliktforschung".
Veröffentlichungen u. a.: Durch militärische Parität zur politischen Überlegen-
heit, in: Beiträge zur Konfliktforschung, 12 (1982) 1; Die sowjetische Rüstungs-
wirtschaft. Ihre ökonomischen Grenzen und Möglichkeiten, in: Europäische
Wehrkunde, 31 (1982) 12; Zum Verhältnis von Abschreckung und Entspannung
für die Sicherheitspolitik, in: DGFK-Jahrbuch 1982/83. Zur Lage Europas im glo-
balen Spannungsfeld, Baden-Baden 1983.
Ernst-Ludwig (Lutz) Köllner, Dr. rer. pol., geb. 1928; Wissenschaftlicher
Direktor am Sozialwissenschaftlichen Institut der Bundeswehr in München; seit
1967 im wissenschaftlichen Bundesdienst; seit 1976 Berater der Vereinten Natio-
nen in finanzwissenschaftlichen Fragen der Abrüstung.
Veröffentlichungen u. a.: Militärausgaben und finanzielle Abrüstung, ein sicher-
heitspolitisches Programm der Vereinten Nationen, München 1981; Military
Expenditures, Developing Aid and the Stability of the World Monatary System,
in: Berichte des Sozialwissenschaftlichen Institutes der Bundeswehr, Heft 26,
München 1981; Militär und Finanzen. Zur Finanzgeschichte und Finanzsoziolo-
gie von Militärausgaben in Deutschland vom Dreißigjährigen Krieg bis zur
Gegenwart, München 1982; Mitarbeit am Lexikon für Militärökonomie, Regens-
burg 1984.

Herausgegeben von der Bundeszentrale für politische Bildung,
Berliner Freiheit 7, 5300 Bonn 1.
Redaktion:
Holger Ehmke, Paul Lang, Dr. Gerd Renken, Karl-Heinz Resch.

Die Vertriebsabteilung der Wochenzeitung DAS PARLAMENT, Fleisch-
str. 62—65, 5500 Trier, Tel. 0651/4604-0, nimmt entgegen
— Nachforderungen der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte";
— Abonnementsbestellungen der Wochenzeitung DAS PARLAMENT ein-
schließlich Beilage zum Preis von DM 14,40 vierteljährlich einschließlich Mehr-
wertsteuer; bei dreiwöchiger Kündigungsfrist zum Quartalsende;
— Bestellungen von Sammelmappen für die Beilage zum Preis von DM 6,50
zuzüglich Verpackungskosten, Portokosten und Mehrwertsteuer.
Die Veröffentlichungen in der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte” stellen
keine Meinungsäußerung des Herausgebers dar; sie dienen lediglich der Unter-
richtung und Urteilsbildung.



Wolfgang Pordzik

Der amerikanische Verteidigungshaushalt
dereits vor seiner Amtsübernahme hatte Prä-
sident Reagan eine deutliche Steigerung der
merikanischen Verteidigungsanstrengungen

gefordert. Nach dreijähriger Amtszeit doku-
nentieren die Zuwachsraten im Verteidi-
gungsbudget, daß die Verstärkung der ameri-
kanischen Streitkräfte und ihrer Kampfkraft
zum zentralen Element der Sicherheitspolitik
der Reagan-Administration geworden ist. Ge-
genüber dem letzten Militärhaushalt von
Jimmy Carter hat sich bis jetzt die Gesamt-
summe um nahezu 50% erhöht. Für das Haus-
haltsjahr 1985 hatte die Administration ur-
sprünglich 313,4 Mrd. Dollar für die Belange
der nationalen Sicherheit gefordert, die im
Rahmen einer Fünf-Jahres-Planung auf
446 Mrd. Dollar für 1989 gesteigert werden
sollten. Zuwachsraten dieser Größenordnung
repräsentieren eine historisch einmalige Rü-
stungsanstrengung der Vereinigten Staaten
in Friedenszeiten.
Daß eine Steigerung der Verteidigungsausga-
ben angesichts der sowjetischen Aufrüstung
notwendig ist, stößt bei den Nordamerikanern
auf breite Zustimmung. Selbst die beiden de-
mokratischen Präsidentschaftsbewerber, Wal-
ter Mondale und Gary Hart, befürworten
trotz ihrer erbitterten Kritik an der Amtsfüh-
rung von Ronald Reagan einen jährlichen Zu-
wachs im Verteidigungssektor von real rund
4%. Nicht die Steigerung der Verteidigungs-
ausgaben als solche ist politisch kontrovers,

sondern das Ausmaß und die Verwendungs-
richtung. Hinzu kommt der Zielkonflikt zwi-
schen militärischer Sicherheit und volkswirt-
schaftlicher Leistungsfähigkeit Angesichts
der beunruhigend hohen Staatsverschuldung
fordert die Mehrheit der Kongreßabgeordne-
ten, daß im Rahmen der globalen Sparmaß-
nahmen des Staates auch bei den Aufwen-
dungen für Verteidigung die Zuwachsraten
zurückgeschraubt werden. Bereits jetzt haben
die republikanischen Fraktionsführer von Se-
nat und Repräsentantenhaus gegenüber dem
Weißen Haus durchgesetzt, daß der vom Prä-
sidenten für 1985 geforderte Verteidigungs-
ansatz um 16 Mrd. Dollar gekürzt und damit
die reale Steigerungsrate gegenüber 1984 von
13% auf 7,5% reduziert wird.

Zu diesen fiskalischen Sorgen kommt eine
weitverbreitete Skepsis, ob die Administra-
tion bei ihren Rüstungsplanungen sorgfältig
die Kosten und Nutzen der einzelnen Pro-
gramme analysiert und mit einem schlüssigen
sicherheitspolitischen Gesamtkonzept inte-
griert hat. Schließlich wird kritisch gefragt,
wie die enormen Investitionen im Verteidi-
gungsbereich die mittel- und langfristigen
Wachstumschancen der amerikanischen
Volkswirtschaft beeinflussen. Besonders in-
teressieren die Auswirkungen auf die Be-
schäftigungslage, die inflationäre Entwick-
lung sowie die Investitionsquote.

I. Die Struktur der amerikanischen Verteidigungsausgaben

Für das laufende Haushaltsjahr 1984 ist die
Administration vom Kongreß im vergangenen
Herbst autorisiert worden, finanzielle Ver-
pflichtungen im Verteidigungssektor bis zu
einer Höhe von 265 Mrd. Dollar einzugehen ) .
Das Verteidigungsministerium selbst wird da-
von etwa 97% erhalten, während sich der
Restbetrag auf andere mit militärischen Auf-
gaben befaßte Ministerien und Behörden
(Energieministerium, Zivilschutzbehörde,
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Wehrerfassung usw.) verteilt. Allerdings wird
vom Pentagon pro Haushaltsjahr jeweils nur
ein Teilbetrag dieser Ermächtigungssumme
(authorization) ausgegeben. Die tatsächlich
getätigten Ausgaben (outlays) betragen 1984
rund 231 Mrd. Dollar, d. h. bis zu dieser Ober-
grenze dürfen im Haushaltsjahr 1984 vom
Verteidigungsministerium fällige Rechnun-
gen beglichen werden. Die Unterscheidung
zwischen „budget authority" und „outlays" läßt



sich insbesondere bei der Beschaffung neuer
Waffensysteme illustrieren. Die Entwicklung,
Produktion und Indienststellung neuer Waf-
fentechnologien erstreckt sich über mehrere
Jahre und finanziell werden zunächst Teilbe-
träge des insgesamt für ein neues Waffensy-
stem autorisierten Ausgabenvolumens fällig.
Beispielsweise wurden für den neuen strate-
gischen Bomber des Typs B-l im Haushalts-
jahr 1984 fast 7 Mrd. Dollar autorisiert, wäh-
rend im gegenwärtigen Entwicklungsstadium
dieses Flugzeuges für 1984 tatsächlich nur
700 Mio. Dollar zu bezahlen sind.
Die Höhe der amerikanischen Aufwendungen
für die militärische Sicherheit wird erfaßbar,
wenn die Zahlen des Verteidigungsbudgets
mit anderen gesamtwirtschaftlichen Größen
in Beziehung gesetzt werden. Die 1984 fälli-
gen Ausgaben (outlays) betragen etwa 6,3%
des amerikanischen Sozialproduktes. Ihr An-
teil am Gesamthaushalt der amerikanischen
Bundesregierung beläuft sich auf etwa 28%.

Würden in diesem Jahr die Verteidigungs-
ausgaben gleichmäßig und direkt bei der Be-
völkerung erhoben, so müßte jeder Haushalt
rund 3 000 Dollar zur Verfügung stellen.

Ein Blick auf die Schaubilder 1 und verdeut-
licht, daß die Verteidigungshaushalte der Re-
gierung Reagan in
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ihrem Volumen je nach
Bezugsgröße unterschiedlich bewertet wer-
den müssen. Gemessen an den absoluten Dol-
larbeträgen fällt die rasante Ausgabensteige-
rung gegenüber den Vorjahren ins Auge. Re-
lativiert wird dieser Anstieg, wenn man ihn
ins Verhältnis zu der gesamtwirtschaftlichen
Leistung der Vereinigten Staaten in bezug
setzt. In den letzten 30 Jahren wurden zeit-
weilig weit höhere Anteile des Bruttosozial-
produktes für militärische Zwecke ausgege-
ben2). Zu Beginn der fünfziger Jahre mar-



Stierte der Korea-Krieg einen sprunghaften
Anstieg dieses Anteils auf mehr als 13%. Da-
nach ist ein Rückgang bis in die Anfangspha-
se der Kennedy-Administration auf etwa 7%
u verzeichnen. Auf dem Höhepunkt des

Vietnam-Konfliktes erreichte dieser Anteil
wieder 9% und fiel dann, beginnend mit der
'Va Nixon und der Dötente-Politik, bis 1979
auf unter 5% zurück. Während der siebziger
Jahre haben die Entspannungsbemühungen
der Vereinigten Staaten im Nachlassen der
Rüstungsaufwendungen eine deutliche Ent-
sprechung gefunden.
Noch während der Amtszeit Jimmy Carters
löste jedoch nicht zuletzt die sowjetische In-
vasion in Afghanistan eine Aufwärtsentwick-
lung aus, die mit dem überwältigenden Wahl-
sieg Ronald Reagans im November 1980 mas-
siv beschleunigt wurde. Für das Ende der

achtziger Jahre stellt die gegenwärtige Admi-
nistration eine schrittweise Verlangsamung
der Verteidigungsausgaben und ein Einpen-
deln auf etwa 6% des Bruttosozialproduktes
in Aussicht. Voraussetzung sei allerdings die
planmäßige Durchführung aller Rüstungsvor-
haben, um die während der siebziger Jahre
gegenüber der unvermindert aufrüstenden
Sowjetunion entstandene Lücke zu schließen.
Wie setzt sich das Verteidigungsbudget zu-
sammen? Verschiedene Methoden der Auf-
schlüsselung in unterschiedliche Verwen-
dungskategorien vermitteln ein klareres Bild.
Drei Verfahren bieten sich an: die Unter-
scheidung nach militärischen Missionen (mis-
sion program), die Zuordnung nach Beschaf-
fung, Betriebskosten und Unterhaltung (ap-
propriations account) sowie die Verteilung
der Gesamtsumme auf die drei Teilstreit-



kräfte Heer, Luftwaffe und Marine (service ac-
count). In den Tabellen 1 bis werden für das
gegenwärtige Haushaltsjahr die fälligen Aus
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-
gaben auf der Grundlage dieser unterschiedli-
chen Kostenstellen dargestellt3).

Ein Blick auf die Zahlen für die militärischen
Missionen (vgl. Tabelle 1) verdeutlicht, daß
entgegen einer weitverbreiteten Vorstellung
auf die strategischen Nuklearstreitkräfte

(land- und seegestützte Atomraketen inter-
kontinentaler Reichweite sowie nuklearfä-
hige Fernbomber) lediglich etwa 21% des ge-
samten Verteidigungshaushaltes entfallen.
Den weitaus größeren Kostenfaktor stellen
die sogenannten „general purpose forces“ dar.
Damit sind alle konventionellen Streitkräfte,
die taktischen Nuklearwaffen sowie die dazu-
gehörigen Unterstützungs- bzw. Versorgungs-
teile erfaßt.

Betrachtet man die Zusammensetzung nach
dem „appropriations account“ (vgl. Tabelle 2),
so fällt dort der Beschaffungssektor als der
größte Kostenfaktor ins Gewicht. Die Einfüh-



ung neuer Waffen und Geräte steht damit an
rster Stelle. An sogenannten Operationsko-
ten, d. h. für Betrieb und Wartung, entsteht
ie zweitgrößte Summe. Da die amerikani-
chen Streitkräfte wegen fehlender Wehr-
flicht ausschließlich aus freiwilligen Solda-
sn bestehen, verschlingen die Personalko-
ten (Gehälter, Pensionen) mit etwa 66 Mrd.

Dollar mehr als ein Viertel des gesamten Ver-
teidigungshaushaltes.

Schließlich verdeutlicht die Mittelverwen-
dung nach Teilstreitkräften (vgl. Tabelle 3),
daß der Anteil für das Heer mit ca. 24% gerin-
ger als der von Luftwaffe (34%) oder Marine
(32%) bleibt.

II. Die Festsetzung und Verabschiedung des Verteidigungshaushaltes

Für den außenstehenden Beobachter ist der
Entstehungs- und Verabschiedungsprozeß
les jährlichen Verteidigungsbudgets überaus
kompliziert und schwer durchschaubar4). Von
der Planung bis zur endgültigen haushaltsge-
setzlichen Verabschiedung im amerikani-
schen Kongreß dauert dieser Verhandlungs-
prozeß für jeden Verteidigungshaushalt mehr
als zwei Jahre. Bereits jetzt laufen die Vorbe-
reitungen des Budgets für das am 1. Oktober
1986 beginnende Haushaltsjahr 1987 auf
vollen Touren. Grundsätzlich läßt sich das
Verabschiedungsverfahren in zwei Phasen
unterteilen: a) die Budgetplanung innerhalb
der Administration und b) die sich anschlie-
ßend öffentlich vollziehende Überprüfung
bzw. Korrektur durch den Kongreß. Neben
Exekutive und Legislative wirken externe
Sachverständige in Anhörungen des Kongres-
ses intensiv an diesem Entwicklungsprozeß
mit. Beim Verteidigungshaushalt für 1983

etwa füllten die Hearings mehr als 11 000 Pro-
tokollseiten.
Wichtigste Grundlage für alle Budgetplanun-
gen des Pentagon ist die vom Verteidigungs-
minister erstellte Richtlinie zur Verteidigung
(defense guidance). In diesem Geheimdoku-
ment werden aus der Sicht der politischen
Führung des Verteidigungsministeriums in
Zusammenarbeit mit den Vereinigten Stabs-
chefs (Joint Chiefs of Staff) die Sicherheits-
lage für die Vereinigten Staaten analysiert
und die sich daraus ergebenden Auftragsla-
gen für die Streitkräfte artikuliert. Die „de-
fense guidance" wird jeweils im Januar fortge-
schrieben und deckt einen Planungszeitraum
von fünf Jahren ab. Unmittelbar relevant ist
die Richtlinie allerdings unter haushaltspoliti-
schen Gesichtspunkten vor allem für die
nächstfolgende Budgetauseinandersetzung.
Für das laufende Haushaltsjahr 1984 legte
Verteidigungsminister Weinberger mit seiner
„defense guidance" vom Januar 1982 bereits



die entscheidenden Weichenstellungen fest.
Danach hatten die einzelnen Teilstreitkräfte
mehrere Monate Gelegenheit, aus der Sicht
ihres Auftrages auf die Richtlinien des Mini-
sters zu reagieren. Während dieser internen
Entwicklungsphase bringen Luftwaffe, Marine
und Heer ihre Anforderungen für Personal,
Waffen und Ausrüstung ein und schaffen da-
mit eine erste Grundlage für die Verwendung
der später vom Kongreß zu bewilligenden
Haushaltsmittel. Umorientierungen und Be-
schleunigungen bei den bereits angelaufenen
Beschaffungsprogrammen werden ebenfalls
in dieser Phase integriert. Am Ende dieses
innerhalb des Verteidigungsministeriums
stattfindenden Prozesses, der sich etwa auf
zehn Monate erstreckt, reicht der Verteidi-
gungsminister seine Etatanforderungen ge-
genüber dem Präsidenten ein.
Der amerikanische Regierungschef ist ver-
pflichtet, jeweils im Januar eines Jahres für
das später im Herbst beginnende neue Haus-
haltsjahr gegenüber dem Kongreß seine
„Haushaltsbotschaft" (budget message) zu
überbringen. In diesem Bundeshaushalt des
Präsidenten sind die vorgesehenen Militär-
ausgaben als Einzeltitel enthalten. Vorher
wurden sie zwischen Verteidigungsministe-
rium, Nationalem Sicherheitsrat (National Se-
curity Council) und dem am Weißen Haus an-
gegliederten Büro für Haushaltsfragen (Office
for Management and Budget) nach politischen
und militärischen Gesichtspunkten gewichtet.
Die jährliche „budget message" des amerikani-
schen Präsidenten reflektiert deswegen auch
die Sicherheits- und Militärpolitik seiner Ad-
ministration. Von diesem Zeitpunkt ab verla-
gert sich die Haushaltsdiskussion in den Kon-
greß und damit die Öffentlichkeit5). Durch
das Haushaltsgesetz sind die 535 Kongreßab-
geordneten gehalten, bis zum 15. Mai jeden
Jahres in einer ersten Haushaltsentschlie-
ßung (first concurrent budget resolution) das
Gesamtvolumen aller staatlichen Einnahmen
und Ausgaben durch Projektion festzusetzen.
Auch für die Landesverteidigung werden
Höchstgrenzen verbindlich festgelegt. Feder-
führend bei der Erarbeitung dieser ersten
Budgetresolution sind die Haushaltsaus-
schüsse (budget committees) von Senat und
Repräsentantenhaus. Wenn der Gesamtbe-
trag für die Verteidigung feststeht, beginnen
die langwierigen Detailberatungen über die
konkrete Verwendung der Gelder.

Bevor das Verteidigungsministerium für die
geplanten Vorhaben Zahlungen vornehmen
darf, muß vom Kongreß für jede Maßnahme in
einem zweifachen Bewilligungsverfahren die
Genehmigung erteilt werden. Das entspre-
chende Bewilligungsgesetz wird von den Ver-
teidigungsausschüssen im Zuge der „defense
authorization" vorbereitet und mit beträchtli-
chen Auflagen hinsichtlich der Verwendung
versehen. Nach Abschluß dieser „Bevollmäch-
tigung für Verteidigungsausgaben" wird zwi-
schen Mai und Oktober das Verteidigungs-
budget einer zweiten Prüfung unterzogen.
Jetzt erarbeiten die beiden Bewilligungsaus-
schüsse (appropriation committees) detail-
lierte Vorschriften für die Bezahlungsverfah-
ren der vielfältigen Rüstungsprojekte. Wenn
auch nach dem amerikanischen Haushaltsge-
setz diese „appropriations" bis zur zweiten
Septemberwoche durch Verabschiedung des
Appropriationsgesetzes abgeschlossen sein
sollte, so ist diese Frist in den letzten Jahren
doch häufig überschritten worden. Um trotz-
dem die Finanzierung des am 1. Oktober neu
beginnenden Haushaltsjahres zumindest teil-
weise sicherstellen zu können, behilft sich der
Kongreß mit sogenannten „continuing resolu-
tions appropriations", d. h. mit einer vorbe-
haltlich der endgültigen Beschlußfassung an-
zuwendenden Überbrückungsfinanzierung.
Grundsätzlich bleibt festzuhalten, daß sich die
Mitwirkungsmöglichkeiten der Kongreßabge-
ordneten beim Budgetverfahren seit Mitte
der siebziger Jahre vervielfacht haben. Die
Neufassung des Haushaltsgesetzes von 1974
verschafft dem Kongreß mehr Einwirkungsin-
strumente. Der Rückgang von Führungsstruk-
tur und Parteidisziplin im Kongreß macht es
dem Präsidenten und seiner Administration
schwer, selbst die Abgeordneten der eigenen
Partei zur solidarischen Unterstützung der
Regierungsprogramme zu bewegen. Eine
neue Generation selbstbewußter Abgeordne-
ter, teilweise durch brillante Mitarbeiterstäbe
unterstützt, versucht, auch den Bereich der
Außen-, Sicherheits- und Militärpolitik mehr
und mehr zu bestimmen6). Als Gegengewicht
zur Bürokratie der Administration verfügen
die Abgeordneten bei der Haushalts- und Fi-
nanzpolitik über den Apparat des Büros für
Budgetfragen (Congressional Budget Office).
Selbst zu militärstrategischen und rüstungs-
politischen Spezialfragen kann diese Institu-
tion jederzeit die Daten der Administration



ür bestimmte Rüstungsvorhaben überprüfen.
Dazu kommen andere wissenschaftliche
Dienste wie der Congressional Research Ser-
vice oder das General Accounting Office. In-
ensiven Gebrauch machen die zuständigen

Ausschüsse von ihrem Recht, die jeweiligen
Repräsentanten der Administration zur aus-
jährlichen Befragung vorzuladen. Allerdings
haben zunehmende Unabhängigkeit und Wir-
kungsmöglichkeit im Verteidigungsbereich
auch dazu geführt, daß sich die Zahl der auf
den Kongreß bezogenen Rüstungslobbyisten
Entsprechend vervielfacht hat. Inwieweit da-
durch Haushaltsentscheidungen im Verteidi-
gungssektor tatsächlich beeinflußt werden, ist
kaum zu beantworten. Mit Sicherheit dienen

die Begegnungen mit den Vertretern der Rü-
stungsbetriebe nicht immer nur dazu, beim
jeweiligen Abgeordneten oder seinem Mitar-
beiter ein qualifiziertes Urteilsvermögen
durch Vermittlung von Informationen über
einzelne Rüstungsinvestitionen zu schaffen.

In den Jahren der Regierung Reagan hat der
Kongreß die Zuwachsraten im Verteidigungs-
haushalt gebremst (vgl. Schaubild 3). Aller-
dings konnte sich die Administration bisher
mit ihren wesentlichen Beschaffungsprojek-
ten durchsetzen. Die Kongreßabgeordneten
haben lediglich die Freigabe der Mittel verzö-
gert bzw. die Investitionen über einen größe-
ren Zeitraum verteilt.

III. Die kontroversen Sektoren im Verteidigungshaushalt

Mehr als die Hälfte der für die nächsten
Wahre vorgesehenen Ausgaben wird das Pen-
tagon im Investitionsbereich vornehmen, d. h.
für den Ankauf neuer Waffensysteme, für
Forschung und Entwicklung sowie für den
Bau militärischer Einrichtungen und Anlagen.
Diesen Schwerpunkt im Beschaffungsbereich
rechtfertigt die Administration mit einem un-
aufschiebbaren Nachholbedarf gegenüber der
Sowjetunion. In seinem jüngsten Jahresbe-

richt schreibt Verteidigungsminister Wein-
berger: „Diese Administration sah sich
schwerwiegenden Unzulänglichkeiten bei
Waffen und Gerät gegenüber. Verglichen mit
der sowjetischen Ausrüstung waren viele un-
serer Systeme Veraltet. Unser Heer war mit
seinen Panzern aus den 60er Jahren, seiner
Artillerie und seinen Fahrzeugen insgesamt
zurückgeblieben. Die Zahl der Schiffe in unse-
rer Marine war auf die Hälfte geschrumpft



und die Flugzeuge in unserer Luftwaffe muß-
ten dringend modernisiert werden, um über-
haupt den dramatischen Verbesserungen der
sowjetischen Luftwaffe und Luftabwehr ge-
wachsen zu sein. ... Alle 3 Elemente unserer
nuklearstrategischen Triade waren 1980
durch eine gefährliche Veraltung bedroht, die
die Stabilität der Abschreckung insgesamt
unterminierte." )7

Die forcierte Beschaffungspolitik des Vertei-
digungsministeriums stößt bei liberalen und
konservativen Kritikern auf Widerspruch. Zu-
nächst wird befürchtet, daß die Ausgaben für
die Beschaffung neuer Systeme auf Kosten
der operationellen Ausgaben (Betriebs-, Aus-
bildungs- und Wartungskosten) erfolge. Der
langjährige Pentagon-Berater und Strategie-
experte William Kaufmann etwa kommt zu
dem Ergebnis, daß während der letzten drei
Jahre die Investitionsaufwendungen um 86%
angestiegen seien, während gleichzeitig die
Unterhaltungskosten mit nur 30% Zuwachs
vernachlässigt worden seien8). Angesichts der
Kompliziertheit und Anfälligkeit hochmoder-
ner Waffentechnologie müsse allerdings mit
zunehmendem Aufwand für Ausbildung und
Einsatzbereitschaft gerechnet werden. Außer-
dem würden mittel- und langfristig durch die
umfangreichen Beschaffungsprojekte mehr
und mehr Mittel des Verteidigungshaushaltes
im voraus gebunden, ohne daß der Kongreß
oder auch nachfolgende Administrationen die
Möglichkeit echter Kurskorrekturen besäßen.
Diese Kritik wird ergänzt durch den Vorwurf,
daß die angesetzten Kosten für die Beschaf-
fungsprojekte zu gering seien und die Gefahr
einer unkontrollierbaren Kostenexplosion
entstehe9 ).
Welche Beschaffungsmaßnahmen der Rea-
gan-Administration verursachen diese Steige-
rung der Investitionsausgaben? War der Kon-
greß bereit und in der Lage, seinerseits die
ursprünglich eingesetzten Haushaltsmittel
dafür zu modifizieren? In der öffentlichen Dis-
kussion dominieren vor allem die Pläne für
die Modernisierung der nuklearstrategischen
Waffensysteme. Obwohl diese Waffenkatego-

rie weniger als ein Drittel aller Verteidi-
gungsausgaben verschlingt, hat sich die Auf-
merksamkeit doch nicht zuletzt wegen der
landesweiten Kampagne für einen „nuclear
freeze" darauf konzentriert. Auch werden
Struktur und Größe der nuklearen Streit-
kräfte von einem möglichen Rüstungskon-
trollprozeß zwischen den Vereinigten Staaten
und der Sowjetunion zuerst betroffen. Es
überrascht deshalb nicht, daß in der Ausein-
andersetzung zwischen Administration und
Kongreß das strategische Modernisierungs-
programm im Mittelpunkt steht. Folgende
Projekte müssen nach den Vorstellungen des
Verteidigungsministeriums verwirklicht wer-
den: die Stationierung von 100 schweren MX-
Interkontinentalraketen, die Entwicklung und
der Bau einer kleineren ballistischen Lang-
streckenrakete des Typs „Midgetman" mit nur
jeweils einem Sprengkopf, die Einführung von
zwei neuen Bombertypen sowie die beschleu-
nigte Stationierung von insgesamt 20 U-Boo-
ten der Trident-Klasse mit den dazugehörigen
Atomraketen des Typs Trident D-5. Bis zur
Einsatzfähigkeit dieser Systeme sind nach
vorsichtigen Schätzungen in den nächsten
fünf Jahren etwa 290 Mrd. Dollar aufzubrin-
gen 10).
Die Stationierung der mobilen MX-Rakete
wurde bereits von der Carter-Administration
eingeleitet. Gegenüber dem bedrohlichen
Erstschlagpotential der Sowjetunion in Ge-
stalt ihrer Raketentypen SS-17, SS-18 und
SS-19 sollte ein Gegengewicht geschaffen
werden. Anderenfalls wäre die Sowjetunion
theoretisch in der Lage, mit diesen schweren
Interkontinentalraketen die unbeweglichen
amerikanischen Systeme Minuteman II und
III in einem Erstschlag zu zerstören. Dieses
Bedrohungsszenario ist als „Fenster der Ver-
wundbarkeit" (window of vulnerability) be-
kanntgeworden und von der Reagan-Admi-
nistration als akute Gefahr für die nationale
Sicherheit immer wieder beschworen worden.
Trotz unzähliger Untersuchungen ist es aller-
dings bis heute nicht gelungen, eine strate-
gisch befriedigende und politisch akzeptable
Stationierungsmethode zu finden. Die über-
schwere Rakete hätte mobil sein müssen,
sollte sie die Zielerfassung seitens der So-
wjetunion tatsächlich unmöglich machen. Prä-
sident Reagan mußte eine bittere Niederlage



hinnehmen, als der Kongreß im Dezember
! 1982 das von ihm mit Vehemenz propagierte
Konzept einer MX-Stationierung auf engstem
Raum (dense pack) entschieden zurückwies.
Gleichzeitig wurden die im Verteidigungs-
haushalt 1983 eingestellten 625 Mio. Dollar
für die weitere Entwicklung und Erprobung
gesperrt und ihre Bewilligung von der Vor-
lage einer überzeugenden Dislozierungsme-
thode abhängig gemacht. Präsident Reagan
stand der Gefahr gegenüber, mit dem wesent-
lichsten Element seiner nuklearstrategischen
Modernisierung zu scheitern.
Inzwischen liegt das Gutachten zum Gesamt-
problem, der Bericht der sogenannten „Scow-
croft Commission", auf dem Tisch11)- Präsident
Reagan hatte eine unabhängige Gutachter-
kommission mit der Überprüfung des nu-
klearstrategischen Kräfteverhältnisses zwi-
schen Ost und West beauftragt und auch un-
ter Einbeziehung rüstungskontrollpolitischer
Kriterien um Alternativvorschläge gebeten.
Der Kommissionsbericht hält daran fest, daß
zumindest 100 MX-Systeme stationiert wer-
den sollten. Den Grund sieht die Kommission
nicht in erster Linie in der sowjetischen Fä-
higkeit eines erfolgversprechenden Erstschla-
ges gegen das amerikanische Minuteman-Po-
tential, sondern vielmehr in der Notwendig-
keit, gegenüber der Sowjetunion glaubwürdig
zu demonstrieren, daß die Vereinigten Staa-
ten schwerwiegende Verschiebungen im
Kräfteverhältnis nicht akzeptieren können.
Nur auf diesem Wege könne die sowjetische
Seite zu Kompromißvereinbarungen über Rü-
stungskontrolle bewegt werden. Aus Grün-
den der nuklearstrategischen Stabilität
schlägt die „Scowcroft Commission" auf län-
gere Sicht die Reduzierung von mit Mehr-
fachsprengköpfen (MIRV) ausgestatteten
Fernraketen vor und spricht sich für eine
neue Rakete kleinerer Dimension mit nur ei-
nem Sprengkopf aus.
Die um Konsens bemühte Administration hat
sich die Gutachterempfehlungen zu eigen ge-
macht und in die START-Verhandlungen ein-
gebracht. Der Kongreß gab im Haushalt 1984
die erforderliche Anfangsfinanzierung frei.

Ob allerdings im Haushaltsjahr 1985 die für
das Projekt zuständige Luftwaffe wie ge-
wünscht für den Produktionsbeginn der er-
sten 40 Raketen weitere 6 Mrd. Dollar erhält,
war bereits vor dem 16. Mai 1984 mehr als

fraglich. Der um Einsparungen bemühte Kon-
greß zweifelte erneut die Rechtfertigung die-
ses Waffensystems an und faßte zumindest
eine zeitliche Streckung des Programms ins
Auge. Eine Studie des „Congressional Budget
Office" wies darauf hin, daß durch Reduzie-
rung der für 1985 geplanten 40 Raketen auf 21
über die nächsten fünf Jahre 6 Mrd. Dollar
gespart werden könnten12). Die Forderung
nach ersatzloser Streichung des MX-Pro-
gramms wurde in einer bedeutenden Abstim-
mung des mehrheitlich demokratisch besetz-
ten Repräsentantenhauses am 16. Mai mit 218
zu 212 Stimmen zurückgewiesen. Unmittelbar
vor der Entscheidung hatte Präsident Reagan
persönlich an die Abgeordneten appelliert
und eindringlich die Notwendigkeit des von
ihm als „peace Keeper" bezeichneten Raketen-
systems unterstrichen. Allerdings befürwor-
tete das Repräsentantenhaus mit 229 zu 199
Stimmen gleichzeitig, zunächst lediglich
15 Raketen zu finanzieren und die Freigabe
der Gelder zudem noch bis zum 1. April näch-
sten Jahres zurückzuhalten. Damit soll gegen-
über der Sowjetunion ein Anreiz zur Rück-
kehr zu den nuklearstrategischen Rüstungs-
kontrollverhandlungen geschaffen werden.
Die endgültige MX-Finanzierung für das
Haushaltsjahr 1985 wird jetzt auf dem Ver-
mittlungswege zwischen Repräsentantenhaus
und Senat festgelegt werden. Wenn auch der
Senat selbst noch keine eigene Entscheidung
getroffen hat, so ist doch mit größerer Unter-
stützung für die Pläne der Administration zu
rechnen.

Ein weiteres Streitobjekt stellt der geplante
Langstreckenbomber B-l dar. Weitgehend un-
bestritten ist die zunehmende Veraltung der
gegenwärtigen Bomberflotte mit den Flug-
zeugtypen B-52 G/H: Wenn diese Maschinen
auch mit erheblichem Kostenaufwand moder-
nisiert wurden, so geht das Grundmodell
doch auf die Avionik der fünfziger Jahre
zurück. Die Regierung Carter hatte das B-l
Programm gestrichen und statt dessen der
Ausstattung der B-52 mit Marschflugkörpern
den Vorzug gegeben. Das jetzige Verteidi-
gungsministerium will beides und außerdem
die Entwicklung eines durch Radar weitge-
hend nicht erfaßbaren „Stealth"-Bombers be-
schleunigen. Ob für die Zwischenzeit die In-
vestition für den B-l-Bomber vertretbar ist,
bleibt überaus kontrovers. Vor allem die de-



mokratischen Abgeordneten im Kongreß er-
blicken in der Beendigung dieses Beschaf-
fungsvorhabens eine weitere Einsparungsge-
legenheit. Für das Haushaltsjahr 1985 will das
Verteidigungsministerium dafür zur Ausgabe
von rund 8 Mrd. Dollar ermächtigt wer-
den ).13

Kaum eine politische Kontroverse hat sich im
Zusammenhang mit der Stationierung der
neuen Trident-U-Boote entzündet. Dieses
Waffensystem, einschließlich der geplanten
zielgenauen Raketeneinheiten für diese
Bootsklasse, wird als die Abschreckung stabi-
lisierendes Element der Nuklearstreitkräfte
betrachtet. Solange diese seegestützten Rake-
ten vom Gegner nicht lokalisierbar d. h. von
einem Erstschlag auch nicht bedroht sind, gel-
ten sie geradezu als perfektes Instrument der
Abschreckung. Mit einem Kostenaufwand
von rund 4 Mrd. Dollar für 1985 wird die Ad-
ministration unter breiter Zustimmung des
Kongresses das Programm fortsetzen14).

Im konventionellen Bereich hat die gegen-
wärtige Führung des Pentagon einen Strate-
giewandel eingeleitet. Für Verteidigungsmi-
nister Weinberger ist es unabdingbar, daß die
amerikanischen Streitkräfte konventionell für
drei verschiedene Konfliktszenarien in unter-
schiedlichen Regionen gleichzeitig vorberei-
tet sein müssen ). Im Fall einer militärischen
Auseinandersetzung in Mitteleuropa sehen
die Planungen die Mobilisierung und Heran-
führung massiver Verstärkungskräfte von
Nordamerika vor. Die militärische Beistands
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Verpflichtung für die Verteidigung der west-
europäischen NATO-Verbündeten steht an
erster Stelle. Militärische Konflikte werden
aber auch gleichzeitig in der Region des Per-
sischen Golfes sowie im Pazifik für möglich
gehalten. Das Verteidigungsministerium
weist in seiner Bedrohungsanalyse darauf hin,
daß sich die Sowjetunion durch ihre konven-
tionelle Aufrüstung einschließlich der Be-
schaffung enormer Luft- und Seetransportka-
pazitäten in die Lage versetzt hat, auf mehre-
ren Kriegsschauplätzen gleichzeitig präsent
zu sein ).16

In der inneramerikanischen Debatte streite
sich die Militärexperten darüber, ob man m
dem vorhandenen Streitkräftepotential die
sen strategischen Zielsetzungen in Wirklich
keit gerecht werden kann. Der demokratisch
Verteidigungsfachmann, Senator Sam Nunr
erhebt etwa den Vorwurf, daß es die Admi
nistration bei ihren konventionellen Verteidi
gungsplanungen an einem realistischen Ver
hältnis von Zielen und vorhandenen Mittel
fehlen lasse ). Zusätzliche Finanzmittel übe:
das bisher Veranschlagte seien auf keiner
Fall politisch durchsetzbar. Die Kritik kon
zentriert sich vor allem auf die begonnene
Erweiterung der amerikanischen Marine. Bis
Ende der achtziger Jahre will das Pentagon
insgesamt 600 Schiffe zur Verfügung haben
Vor allem die Ergänzung der 12 Flugzeugträ-
ger-Kampfgruppen um drei zusätzliche auf
insgesamt 15 Verbände mit den dazugehöri-
gen F-14 und F-15 Kampfflugzeugen und den
Begleitkreuzern der Aegis-Klasse bleibt kon-
trovers. Die Beschaffungskosten einer voll-
ständigen Kampfgruppe betragen etwa
Mrd. Dollar18). Die Marineführung besteht
unter Hinweis auf die Insellage der Vereinig-
ten Staaten auf diesen zusätzlichen Schiffs-
einheiten nicht nur zur Absicherung der Ver-
bindungswege auf See, sondern gleichzeitig
auch zum offensiven Einsatz gegen sowjeti-
sche Festlandziele sowie zu politischen De-
monstrationszwecken im Falle sowjetischer
Expansionsversuche in instabilen Regionen
der Dritten Welt. Viele Kritiker befürchten,
daß die amerikanischen Großflugzeugträger
gegenüber hochentwickelten konventionel-
len Kampfmitteln immer verwundbarer wer-
den 19). Schon jetzt müsse ein Großteil der Be-
schaffungskosten für die Selbstverteidigung
investiert werden.1 Der finanzielle Spielraum
für die angestrebten Offensivkapazitäten
werde immer enger. Mit Sicherheit wird sich
in der kommenden Haushaltsdebatte der
Kongreß mit den Planungen im Marinebe-
reich besonders kritisch auseinandersetzen.



IV. Verteidigungsausgaben und die amerikanische Volkswirtschaft

er außerordentlich steile Anstieg der Ver-
eidigungsausgaben seit 1981 wirft die Frage
.ach den Konsequenzen für die amerikani-
che Volkswirtschaft auf. Das von Präsident
leagan 1981/82 im Kongreß durchgesetzte
‘rogramm zur Wiederbelebung der Wirt-
chaft bestand aus allgemeinen Steuersen-
cungen, Kürzungen im Bereich der staatli-
hen Sozialausgaben sowie Steueranreizen
ür individuelle Spareinlagen und Investitio-
en. Gleichzeitig verlangte die Administra-
ion, die Ausgaben für die militärische Sicher-
reit drastisch zu erhöhen. Befürchtet werden
ron Kritikern vor allem negative Auswirkun-
gen in Gestalt inflationärer Schübe und erlah-
nender Produktivität20 ).
Vom Verteidigungsministerium werden diese
Gefahren vehement bestritten. Im wirtschaft-
ichen Gesamtzusammenhang spiele der Rü-
stungssektor eine untergeordnete Rolle.
Schließlich würden höchstens 7% des Brutto-
sozialproduktes davon betroffen. Im Gegen-
teil, hinsichtlich der allgemeinen Beschäfti-
gungslage wirke das Verteidigungsprogramm
positiv. Nach Angaben von Verteidigungsmi-
nister Weinberger sei mit jeder Milliarde Dol-
lar, um die sein Budget gekürzt werde, der
Verlust von 30 000 Arbeitsplätzen verbun-
den.
In der Tat läßt sich auf lokaler Ebene die
zusätzliche Schaffung von Arbeitsplätzen
durch Verteidigungsinvestitionen nicht be-
streiten. Große Militärbasen oder im Rü-
stungssektor tätige Unternehmen in Bundes-
staaten wie Kalifornien, Texas, Washington,
Connecticut und South Carolina haben die
Arbeitslosigkeit während der Rezession
1982/83 in diesen Regionen unter dem natio-
nalen Durchschnitt gehalten. Allen Kongreß-
abgeordneten ist dieser Effekt bewußt. Unab-
hängig von der parteipolitischen Zugehörig-
keit votieren die Volksvertreter im Regelfall
für diejenigen Rüstungsprojekte, von denen
die Ankurbelung der Wirtschaft im heimi-
schen Wahlkreis erwartet werden kann21 ).

In einer umfangreichen Studie ist das Kon-
greßbüro für Haushaltsfragen (Congressional
Budget Office) dem Zusammenhang von Ver-
teidigungsausgaben und allgemeiner Wirt-
schaftsentwicklung wissenschaftlich nachge-
gangen22 ). Im Ergebnis bestätigt die vielbe-
achtete Analyse, daß die geplanten Rüstungs-
aufwendungen auf absehbare Zeit weder die
Inflation beschleunigen noch die Beschäfti-
gungslage verschlechtern. Der Report begrün-
det diese Prognose damit, daß die durch-
schnittliche Kapazitätsauslastung der Indu-
strie bis 1985 höchstens 81% betragen werde.
Damit bleibe die Auslastung weit unter 85%,
d. h. der Marke, die mit wirtschaftlicher Voll-
beschäftigung gleichgesetzt wird. Selbst die
zwischen 1948 und 1980 im Schnitt vorhan-
dene Kapazitätsauslastung von 83% werde in
nächster Zukunft nicht erreicht. Allerdings
müsse mit divergierenden Entwicklungen
einzelner Produktionssektoren gerechnet
werden. In der Stahlerzeugung und -Verarbei-
tung etwa bleibe die zu erwartende Ausla-
stung weit hinter den Werten vergangener
Jahre zurück. Dagegen könne es im hochent-
wickelten Technologiebereich (Luft- und
Raumfahrt, Kommunikation und Mikroelek-
tronik) aufgrund der sprunghaft steigenden
Nachfrage zu Engpässen kommen. Doch
werde die Schaffung zusätzlicher Kapazitäten
— so die Kongreßstudie — den möglichen
Tendenzen einer eskalierenden Preissteige-
rung entgegenwirken. Auch mit Blick auf den
Arbeitsmarkt erkennt der Bericht keine nen-
nenswerten Inflationsimpulse durch Lohn-
oder Gehaltsentwicklungen. Zwar führten die
Rüstungsaufträge zu einem Mangel hochqua-
lifizierter Wissenschaftler und Ingenieure,
doch werde die insgesamt noch immer un-
günstige Beschäftigungslage die in diesem
Bereich zu erwartende Gehaltsexplosion aus-
gleichen. Mit Computersimulationen wird in
der Studie versucht, das Ausmaß neuer Ar-
beitsplätze als Folge von Verteidigungsausga-
ben zu projizieren. Dabei ergibt sich im Resul-
tat kein Unterschied von militärischen gegen-
über zivilen Aufwendungen. Mit 10 Mrd. Dol-
lar Verteidigungsausgaben würden etwa
250 000 neue Arbeitsplätze geschaffen. Die



gleiche Wirkung werde erzielt, wenn der Be-
trag von 10 Mrd. für den Kauf nicht-militäri-
scher Güter und Dienstleistungen Verwen-
dung finden würde.

Der als Militärexperte bekannte demokrati-
sche Kongreßabgeordnete Les Aspin kommt
in einer von seinem Arbeitsstab soeben er-
stellten Analyse zu einer ähnlichen Einschät-
zung23 ). Er sieht den Kern des Problems in
der Finanzierung des Verteidigungsbudgets.
Auch das Haushaltsbüro hat in seinem Be-
richt die hohe Staatsverschuldung, bis 1988
werden etwa 300 Mrd. Dollar Defizit progno-
stiziert, als die wirkliche Gefahr für die wei-
tere Wirtschaftsentwicklung identifiziert.
Hier stellt sich auch das politische Problem
der Administration im Umgang mit dem Kon-
greß. Im Wahljahr 1984 wird nicht nur über
den nächsten Präsidenten entschieden, son-
dern auch das gesamte Repräsentantenhaus
und ein Drittel aller Senatoren müssen sich
der Wiederwahl stellen. Die hohe Staatsver-

schuldung wird zu einem zentralen Wahl
kampfthema werden, zumal Ronald Reagai
mit der Forderung nach einem ausgegliche
nen Haushalt, die er sogar eigens durch eine
Verfassungsänderung absichern wollte, ange
treten war. Wenn auch für den Durchschnitts
amerikaner das Budgetdefizit zunächst nui
ein abstraktes Problem ist und er im Gegen
satz zu Inflation und Arbeitslosigkeit direkl
davon kaum betroffen wird, so ist er doch zu
Sparmaßnahmen bereit. Allerdings will die
Mehrheit eine Ausnahmeregelung für das
Pentagon nicht akzeptieren. Mit Blick auf ihre
Wähler haben deshalb selbst die republikani-
schen Abgeordneten die ursprünglich von 
Präsident Reagan geforderte Steigerung der
Militärausgaben um 13% von 1984 auf 1985
abgelehnt und eine reale Steigerung der Mili-
tärausgaben von zunächst 7,5% als Verhand-
lungsgrundlage für die beginnenden Haus-
haltsberatungen erwirkt. Zu rechnen ist mit
weiteren Kürzungen, die am Ende eine Erhö-
hung um etwa 6% mit sich bringen werden.

V. Ausblick

Wie die militärische Sicherheit unter Beach-
tung der politischen und wirtschaftlichen To-
leranzgrenzen optimal zu organisieren ist,
bleibt ein kontroverser Tagesordnungspunkt
in der inneramerikanischen Debatte. Im
Wahljahr 1984 wird die Auseinandersetzung
von emotionaler Rhetorik der verschiedenen
Lager belastet sein. Keinesfalls sollte man
sich darüber hihwegtäuschen, daß trotz wirt-
schaftlicher Rezession und hoher Arbeitslo-
sigkeit eine breite Mehrheit der Amerikaner
mit höheren Verteidigungsleistungen einver-
standen war. Die vom Kongreß abgeschwäch-
ten Zuwachsraten entsprechen dieser Grund-
einstellung. Im Auge behalten sollte man
auch, daß der Durchschnittsamerikaner von
den Verbündeten der Vereinigten Staaten hö-

here Verteidigungsleistungen erwartet. Dabei
ist die latente Kritik zunächst gegenüber Ja-
pan zu spüren, das einerseits die wirtschaftli-
che Konkurrenzfähigkeit der Amerikaner
herausfordert, andererseits zur Verteidigung
seiner eigenen Sicherheit keinen auch nur
annähernd vergleichbaren finanziellen Bei-
trag leistet. Auch die Westeuropäer werden
mit zunehmendem Argwohn betrachtet.
Wenn man auch zugestehen muß, daß über
den tatsächlichen Beitrag der westeuropäi-
schen Alliierten zum NATO-Bündnis inner-
halb Amerikas noch immer ein Informations-
defizit besteht, so klar wird auf der anderen
Seite erkannt, daß die Wirtschaftskraft der
westeuropäischen Gemeinschaft die der Ver-
einigten Staaten bereits übertrifft. Darf es da
überraschen, wenn die Amerikaner von ihren
europäischen Partnern einen größeren Ver-
teidigungsbeitrag erwarten?



Wolfgang Pfeiler

Konturen sowjetischer Rüstungspolitik

über den jeweiligen Stand und die Perspekti-
ven der sowjetischen Rüstungswirtschaft ist
im Laufe der letzten 60 Jahre sehr viel ge-
schrieben, diskutiert und mehr noch speku-
liert worden. Inwieweit die, Schätzungen
stimmten oder nicht, konnte dabei in der Re-
gel erst nach Ablauf einer größeren Zeitpe-
riode beurteilt werden. Im nachhinein zeigte
sich nicht selten, daß es hier erhebliche Fehl-
einschätzungen gegeben hat. Es hat gravie-
rende Überschätzungen, vor allem aber im-
mer wieder hartnäckige Unterschätzungen
des sowjetischen Potentials und der sowjeti-
schen Fähigkeiten gegeben. Der wichtigste
Grund hierfür ist die Tatsache, daß in der
Sowjetunion Daten, die sich auf den mili-
tärischen Bereich beziehen, in der Regel nicht
verfügbar gemacht sind. Aber auch die relativ
wenigen Angaben, die publiziert werden, sind
nicht unproblematisch. Meistens ist die so-
wjetische Methodologie nicht bekannt, mit
der die jeweiligen Informationen gewonnen
wurden. Des weiteren muß in der Regel da-
von ausgegangen werden, daß allein die Pu-
blikation von Informationen durch die So-
wjetunion von politischen Absichten mitbe-
einflußt ist. Genauer gesagt: Es wird fast aus-
nahmslos nur das veröffentlicht, was politisch
opportun erscheint. So hat „die Diskrepanz
zwischen dem, was die Sowjetunion sagt und
was der Westen glaubt, inzwischen absurde
Proportionen angenommen, und man möchte
gern wissen, wie lange dieser Zustand noch
vorhalten kann"1).
Zwar hat sich die Datenbasis, die in diese
Schätzungen einfließt, in den letzten beiden
Jahrzehnten durch die Satellitenaufklärung
ganz erheblich verbessert. Aber auch diese

Die Bandbreite der Schätzungen, welche Zu-
wachsraten die sowjetische Rüstungswirt-
schaft aufweist, ist in den westlichen Quellen
stets unterschiedlich gewesen. Sie erstreckt
sich von 2 % bis etwa 8,5 % jährlich. Bis Ende
1982 lagen mittlere Schätzungen etwa bei

nationalen technischen Mittel (National
Technical Means) ergeben keine vollständige
Transparenz. Besonders schwierig ist es, von
quantitativ ermittelten Outputs auf finan-
zielle Inputs und damit auf das Rüstungs-
wachstum rückzuschließen. Und in noch hö-
herem Maße gilt das, wenn es um qualitative
Veränderungen bei den Outputs geht. So ist
es immer wieder zu recht unterschiedlichen
Einschätzungen über das Wachstum der so-
wjetischen Rüstungsausgaben gekommen.
Und auch im vergangenen Jahr gab es wieder
eine analytische Debatte in den USA über
den Umfang, das Wesen und die Prozentzah-
len dieses Wachstums2).
Ein besonderes methodologisches Problem
bei der Untersuchung der sowjetischen Reali-
tät hat einen politischen Hintergrund. Die po-
litischen Entscheidungsträger in den westli-
chen Ländern wollen nämlich die Informatio-
nen über die Sowjetunion möglichst schnell
erfassen können, um sie als Entscheidungshil-
fen nutzen oder um sie überhaupt bewerten
zu können. In aller Regel können sie mit den
verfügbaren Informationen nur dann arbeiten,
wenn diese in den Kategorien vorliegen, in
denen westliche Politiker zu denken gewohnt
sind. Das ist solange unproblematisch, als es
sich um reale Größen handelt, beispielsweise
eine Umrechnung von Tonnen in Faß. Es wird
jedoch problematisch, wenn man die sowjeti-
sche Wirklichkeit in Dollars oder in Pro-
zenten vom Bruttosozialprodukt (BSP) erfas-
sen will. Alle Umrechnungen dieser Art, auf
die die Politiker ja nicht verzichten können,
sind notwendigerweise immer mit einem ge-
wissen Verlust an Wirklichkeit oder mit Ver-
zerrungen verbunden.

I. Das Wachstum der Rüstung

4 %3). Das änderte sich 1983, als die CIA (Cen-
tral Intelligence Agency) erklärte, daß man
seit 1976 die Zuwachsraten der sowjetischen



Militärausgaben erheblich (um bis zu 50 %)
überschätzt habe. Tatsächlich hatten sie nur
bei real 2 % jährlich gelegen. Demgegenüber
behauptete die DIA (Defense Intelligence
Agency), daß die CIA eine falsche Berech-
nungsmethode angewendet habe. Die Analy-
tiker des Pentagons gingen mit ihrer neue-
sten Schätzung von , % sogar über ihre frü-
heren Einschätzungen (4 %) ganz wesentlich
hinaus
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4). Bei diesen Angaben wurde ange-
nommen, daß die sowjetischen Geldausgaben
in Rubel um diesen Prozentsatz gestiegen wä-
ren, wiewohl der Outputzuwachs sich dann
nur um 3 % bis 4 % vermehrte. Während man
so auf der einen Seite davon ausging, daß man
in der Vergangenheit aufgrund überhöhter
Schätzungen auch zu überhöhten Prognosen
gelangt sei, hieß es auf der anderen Seite, daß
man bisher falsche Berechnungsmethoden zu-
grunde gelegt habe.
Immerhin kam es zu einer annähernden
Übereinstimmung insoweit, daß die Sowjet-
union in den letzten Jahren etwas weniger
bei der Rüstung zulegte, als man erwartet
hat5). Es erhebt sich die Frage, worauf dieser
Effekt zurückzuführen ist. Eine mögliche Er-
klärung, die vom DIA favorisiert wird, ist, daß
die Sowjetunion finanziell tatsächlich soviel
ausgegeben wie man vorausgesagt habe, daß
sie aber dafür weniger bekommen habe. An-
ders formuliert: Kostensteigerungen und Inef-
fizienz haben den Ausstoß vermindert6). An-
dere Autoren zeigen, daß die sowjetischen
Verteidigungsausgaben und das sowjetische
Bruttosozialprodukt (BSP) oder auch Natio-
naleinkommen in sehr hohem Maße linear
korreliert sind. Sie vermuten deshalb, daß die
Militärausgaben durch irgendein politisches
Arrangement in der Führung an das sowjeti-

sehe Wirtschaftswachstum gekoppelt seien7)
Aus dieser Sicht heraus hätten sich die sin-
kenden Zuwachsraten der Gesamtwirtschaf:
in den letzten Jahren proportional auch au'
die Verteidigungsausgaben ausgewirkt. Sollte
dies zutreffen, so würde das heißen, daß
die gestiegenen gesamtwirtschaftlichen Zu-
wachsraten des Jahres 1983 dann auch wieder
entsprechende Steigerungen bei den Zu-
wachsraten der Rüstung zur Folge haben wür-
den. Eine offizielle chinesische Quelle deutet
eine noch viel einfachere Erklärung an. Hier
heißt es, „daß die Sowjetunion 1982 ihren Plan 
über die jährliche Steigerung der Militäraus-
gaben um 4 bis   nicht erfüllen konnte"8).
Ebenfalls sehr einfach und einsichtig ist auch
die Erklärung, daß die vergleichsweise klei-
nen jährlichen Schwankungen bei den
Wachstumsraten der sowjetischen Verteidi-
gungsausgaben über die letzten zwanzig
Jahre hin ausschließlich auf Fluktuationen im
Beschaffungszyklus für die bedeutenderen
Waffensysteme zurückzuführen sind9). Das
heißt mit anderen Worten: Immer dann, wenn
größere Waffenbeschaffungsprogramme ge-
rade abgeschlossen worden sind, entsteht der
Eindruck, als ob anschließend weniger für die
Verteidigung getan würde, obwohl es prinzi-
piell durchaus möglich wäre, daß gleichzeitig
erhebliche zusätzliche Mittel in neue For-
schungs- und Entwicklungsprogramme hin-
einfließen.
Die Frage, in welchem Umfang die UdSSR
ihre Verteidigungsaufwendungen erhöht,
wird aller Voraussicht nach auch in Zukunft
permanent Gegenstand der Diskussion sein.
Für die politische Einschätzung sind dabei
nicht so sehr die einzelnen, nach verschie-
denen Berechnungsmethoden ermittelten
Zahlen interessant, sondern vielmehr die
langfristigen Trends. Und dieser Trend zeigt
über die Jahrzehnte hin das sowjetische Be-
streben, die militärische Macht zu festigen
und auszubauen. Der Ausbau der sowjeti-
schen Hochseeflotte seit Mitte der sechziger
Jahre ist dafür ein sichtbares Beispiel. Ein zu-
sätzliches Indiz in diese Richtung ist auch die



kontinuierliche Erweiterung der Produktions-
fläche der sowjetischen Rüstungsindustrie,
die auf jährlich etwa 3 % geschätzt wird ).
Hierbei handelt es sich um die Produktions
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fläche von 134 Rüstungsbetrieben, von denen
24 für die Landstreitkräfte, 24 für die Marine,
insgesamt 37 für die Luftwaffe und die Luftab-
wehr und 49 für die Raketenstreitkräfte arbei-
ten. Anzeichen für eine Verminderung dieser
Wachstumsrate gibt es nicht.
Neben der Frage nach dem tatsächlichen
Wachstum der Rüstung gilt es auch zu prüfen,
welchen Rüstungszuwachs die Sowjetunion
angesichts ihres industriellen Produktionspo-
tentials und seiner Wachstumsraten ver-
kraften kann. Die Grundannahme lautet, „daß
die sowjetische ökonomische Basis zu eng ist,
um gleichzeitig einen weiteren massiven An-
stieg in militärischer Stärke, den Erhalt und
die Ausweitung eines ohnedies überdehnten
Empires und den langsamen, aber beständi-
gen Anstieg im sowjetischen Lebensstandard
zuzulassen, der langfristig für die interne Sta-
bilität wesentlich ist"111)- Umgekehrt bedeutet
das, daß es durch Rüstungsbegrenzungen
möglich wäre, das gesamtwirtschaftliche
Wachstum bis zu einem halben Prozent zu
steigern und damit die Chancen für eine bes-
sere Konsumgüterversorgung zu erhöhen.
Bond und Levine haben hierzu eine Compu-
ter-Simulation gemacht. Sie gingen von einer
mittleren Wachstumsrate von 4,5 % im Be-
reich der Rüstungswirtschaft aus und vergli-
chen dann, wie sich die Gesamtwirtschaft ent-
wickeln würde, wenn (a) die Zuwachsrate bei
der Rüstung auf 2,5 % abgesenkt oder (b)
diese Rate auf 7,5 % erhöht werden würde.
Weder im Fall (a) noch im Fall (b) gab es eine
signifikante Auswirkung der Beschränkung
bzw. Erhöhung der Verteidigungsausgaben
auf den Gesamt-Output der nationalen Pro-
duktion. Es gab auch keine Auswirkungen auf
die Investitionen, wohl aber auf die Konsum-
güterversorgung 12).

11) IISS (Ed.), Strategie Survey 1982—1983, London
1983, S. 44.
12) Vgl. D. Bond / H. Levine, The 1 Ith Five-Year-
Plan 1981—1985, in: S. Bialer / T. Gustafson (Eds.),
Russia at the Crossroads. The 26th Congress of the
CPSU, London 1982, S. 93.

13) H. Bergendorff/P. Strangert, Projections of So-
viet Economic Growth and Defense Spending, in:
Soviet Economy in a New Perspective. A Compen-
dium of Papers submitted to the Joint Economic
Committee, Congress of the United States, Oct.
1976, S. 396 und 417f.
14) G. G. Hildebrandt, The Dynamic Burden of So-
viet Defense Spending, in: Joint Economic Commit-
tee — Congress of the United States (Ed.), Soviet
Economy in the 1980's: Problems and Prospects,
Part I, Washington 1983, S. 332 und 338.
15) A. Mertes, Wohin entwickelt sich die sowjeti-
sche Politik?, in: H. J. Veen (Hrsg.), Die Zukunft der
deutsch-amerikanischen Beziehungen, Forschungs-
bericht 23 des Sozialwissenschaftlichen For-
schungsinstituts der Konrad-Adenauer-Stiftung,
Melle und Sankt Augustin 1983, S. 132.

Zwei andere Autoren gingen davon aus, daß
sich die Anteile am Bruttosozialprodukt, die
jeweils der Investitionsgütersektor, der Kon-
sumgütersektor und der Verteidigungsgüter-
sektor einnehmen, in den letzten zehn Jahren
stabilisiert haben. Sie schätzen, daß eine jähr-
lich dreiprozentige Erhöhung der sowjeti-
schen Verteidigungsausgaben möglich ist,
ohne daß der Investitionssektor und der Kon-
sumsektor darunter zu leiden haben. Langfri-
stig gesehen halten sie, je nachdem welche
Annahme über künftige gesamtwirtschaftli-
che Wachstumsraten man zugrunde legt, jähr-
liche Rüstungssteigerungen bis zu % für
möglich
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13). In ähnlicher Weise zeigt auch die
neueste Berechnung für den amerikanischen
Kongreß, daß eine erhebliche Steigerung der
Wachstumsraten der Rüstungsindustrie auf
die Gesamtwirtschaft nur einen sehr begrenz-
ten Einfluß haben würde. Selbst wenn man
diese Wachstumsrate über ein Jahrzehnt mit
9 % ansetzte, würde die Verminderung des
Gesamtwachstums gering sein, und auch die
Wachstumsraten beim Konsum würden sich
nur um 1 % pro Jahr verringern ).14

Es gibt somit keine immanenten Sachzwänge,
die wesentliche Begrenzungen herbeiführen
würden: „Das militärische Wachstum oder die
Aufrüstung der Sowjetunion hält an, wenn
auch möglicherweise unter dem Eindruck ge-
wisser Faktoren verlangsamt."15) Das aber
muß nicht unbedingt heißen, daß die Sowjet-
führung eine solche Entwicklung uneinge-
schränkt positiv sieht. Es bedeutet vielmehr,
daß diese Führung politisch entscheidet, in
welchem Umfang sie Ressourcen für die Rü-
stung bereitstellt.



II. Die Rüstungslast

Die Grundfrage, die sich hier stellt, ist, welche
Rüstungslast die sowjetische Wirtschaft über-
haupt zu tragen imstande ist. Bei einer sol-
chen Fragestellung wird meist stillschwei-
gend davon ausgegangen, daß die Verteidi-
gungsausgaben eine Belastung für das wirt-
schaftliche Wachstum wären. So einfach lie-
gen die Dinge jedoch nicht; denn Zuwachs an
erzeugten Rüstungsgütern geht ja auch in das
wirtschaftliche Wachstum mit ein. Auch die
im vorangegangenen Abschnitt dargestellten
Ergebnisse deuten darauf hin, daß es zwi-
schen Rüstungswirtschaft und Gesamtwirt-
schaft eine permanente Rückkoppelung gibt.
Im Westen gibt es im großen und ganzen drei
Methoden, die Kosten der sowjetischen Ver-
teidigungsaufwendungen im weitesten Sinne
zu ermitteln. Die erste Methode geht von den
sowjetischen Inputs aus, d. h. von den Alloka-
tionen, die das sowjetische Budget für den
Verteidigungssektor vorsieht. Die beiden an-
deren Methoden gehen dagegen vom sowjeti-
schen Output aus, d. h. von dem, was die So-
wjetunion an Verteidigungspotential produ-
ziert hat.
Die erste Methode wird auch als Budget-Me-
thode bezeichnet. Hier wird der offizielle so-
wjetische Haushalt als Grundlage genommen.
Dabei werden dann alle Positionen des sowje-
tischen Gesamtbudgets daraufhin abgeklopft,
inwieweit in ihnen Aufwendungen für die Rü-
stung verborgen sind. Die Summe dieser
Schätzungen wird dann zu dem eigentlichen
Verteidigungsetat addiert. Die Schwachstel-
len dieser Verfahrensweise bestehen in fol-
gendem: Sie bezieht sich nur auf die finanziel-
len Inputs und nicht auf das, was mit ihrer
Hilfe tatsächlich an Potential erzeugt worden
ist. Zum zweiten hängen die Ergebnisse von
den Schätzungen ab, die die westlichen Ex-
perten für den sowjetischen Haushalt vorneh-
men. Und schließlich ist man bei Anwendung
dieser Methode auf die offiziellen sowjeti-
schen statistischen Angaben angewiesen. Der
Indikator also, der die sowjetische Rüstungs-
last in Prozenten vom sowjetischen Gesamt-
haushalt angibt, beruht nicht auf Fakten-Wis-
sen und ist dementsprechend unzuverläs-
sig ).16
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Die zweite Methode besteht darin, zu kalku-
lieren, was das sowjetische Verteidigungsin-
strumentarium kosten würde, wenn es in der
USA hergestellt worden wäre. Auf diese
Weise wird also ein Dollar-Äquivalent der so-
wjetischen Militärausgaben errechnet. Da
man bei diesem Verfahren von sowjetischen
Angaben unabhängig ist, gilt es als aussage-
kräftiger als die Budget-Methode. Aber auch
hier gibt es spezifische Mängel. Zunächst ein-
mal erscheint dabei die sowjetische Verteidi-
gungsorganisation, gemessen an den Bedin-
gungen, die in den Vereinigten Staaten exi-
stieren, weniger effizient. Da hier die ameri-
kanischen Verhältnisse Maßstab sind, heißt
das, daß sich sowohl die amerikanische Infla-
tion als auch alle Sold-Erhöhungen bei den
US-Streitkräften unmittelbar als eine Erhö-
hung der sowjetischen Militärausgaben nie-
derschlagen. Umgekehrt würde sich beispiels-
weise die Wiedereinführung der Wehrpflicht
in den USA als Senkung der sowjetischen Mi-
litärausgaben auswirken. Und wenn man ver-
sucht, die Rüstungsausgaben der Volksrepu-
blik China nach diesem Verfahren zu berech-
nen, so ergibt sich das „bizarre" Ergebnis, daß
Chinas Verteidigungsausgaben genauso hoch
sind wie die Amerikas ). Die Aussagekraft
dieses Berechnungsverfahrens ist also auch
recht begrenzt.
Der dritte und zugleich gebräuchlichste Maß-
stab ist der Anteil der Militärausgaben am
Bruttosozialprodukt, der auf Rubel-Basis er-
mittelt wird. Bei dieser Berechnungsmethode
wird das sowjetische Potential blockweise er-
faßt. Das heißt, bestimmte Geräte, Waffensy-
steme und Personalgruppen werden als ein
Block definiert, und es wird ihnen ein Preis in
Rubel zugeordnet. Die Summe aller Preise
wird dann auf das BSP bezogen.
Auch dieser Maßstab ist in mehrfacher Hin-
sicht problematisch. Zunächst einmal erfor-
dert er hinsichtlich der Datenbeschaffung und
Auswertung enorme Aufwendungen. Und
selbst wenn dieses Verfahren sehr differen-
ziert durchgeführt wird, bleibt auch hier die
Summe der Verteidigungsausgaben letzten
Endes eine Summe unterschiedlicher Schät-
zungen. Des weiteren ist in der Sowjetunion
nicht das BSP, sondern das Nationaleinkom-
men die statistische Berechnungsgrundlage.
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Die Größe BSP wird aber mit Hilfe west-
licher Umrechnungsmethoden ermittelt ).
Schließlich ist der Indikator „Verteidigungs
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ausgaben/BSP" schon wegen der oben er-
wähnten Rückkoppelungsschleife nicht ein-
deutig. Wenn sich nämlich die Rüstungswirt-
schaft nicht zur Gänze negativ auf die Ge-
samtwirtschaft auswirkt, so kann auch der
Anteil der Verteidigungsausgaben am BSP
nicht ohne weiteres als ein Maß für die volks-
wirtschaftliche Belastung durch Rüstung an-
gesehen werden19). Das Resultat ergibt sich
also aus einer geschätzten Zahl (den Militär-
ausgaben) bezogen auf eine nach westlichen
Umrechnungsmethoden ermittelte Größe (das
BSP). Die beiden Schätzungen (Militärausga-
ben, BSP) innewohnende Problematik wird
also kumuliert. Dementsprechend hat es auch
mit diesem Berechnungsmaßstab immer wie-
der Schwierigkeiten gegeben. So schätzte die
CIA bis 1976 die sowjetischen Verteidigungs-
ausgaben auf 6 — 8% des BSP. 1976 wurde
diese Zahl dann abrupt auf 11 — 13% erhöht.
„Dies wurde weithin so mißverstanden, daß es
bedeuten würde, daß die Sowjets mehr in
Waffen investieren würden. Die Wahrheit
war, daß sie mehr investierten, um aufgrund
ihrer Ineffizienz dieselbe Menge an Waffen
zu produzieren."20 ) Real hatte sich in der So-
wjetunion also gar nichts verändert. Verän-
dert hatte sich die CIA-Einschätzung der Effi-
zienz des sowjetischen Rüstungssektors. Man
war inzwischen zu der Auffassung gelangt,
daß diese Effizienz wesentlich niedriger war
als bisher angenommen. Je geringer jedoch
die Effizienz der eingesetzten Mittel, um so
höher mußte ihr absoluter Umfang sein. Kon-
sequenterweise mußte also der in der Rü-
stungswirtschaft verbrauchte Anteil am Brut-
tosozialprodukt höher angesetzt werden. Die
Leistungsfähigkeit der sowjetischen Rü-
stungswirtschaft war also niedriger einge-

schätzt worden. Letzteres drückt sich auch in
den gegenwärtig geltenden Schätzungen aus.
Allgemein wird zur Zeit im Westen der An-
teil der sowjetischen Verteidigungsausgaben
am BSP auf 12 bis 14% geschätzt21 ); die Ge-
samtbreite der Schätzung bewegt sich jedoch
von 10 bis 20 %22 ). Franklyn Holzman hat
kürzlich den Versuch unternommen, sich mit
den Berechnungen der CIA auseinanderzu-
setzen, um zu einer realistischeren Einschät-
zung zu gelangen. Seine Berechnungen erga-
ben, daß die CIA-Werte um etwa 1 bis 2 %
reduziert werden müßten23 ). Mit anderen
Worten: die sowjetischen Rüstungsausgaben
bezogen auf das BSP betragen zwischen 10
und 13 %.
Realitätsbezogener als die vorstehend skiz-
zierten drei Berechnungsmethoden wäre das
Verfahren, die geschätzten Militärausgaben
auf das Nationaleinkommen zu beziehen, wie
es in der sowjetischen Statistik erfaßt wird.
Denn die Leistungsfähigkeit der Rüstungsin-
dustrie hängt nicht direkt vom Bruttosozial-
produkt, sondern von der Leistungsfähigkeit
von Industrie und Wissenschaft ab. Eine sol-
che Berechnungsmethode wäre auch deshalb
realistischer, weil der Dienstleistungssektor
im amerikanischen BSP einen unverhältnis-
mäßig größeren Anteil einnimmt als auf der
sowjetischen Seite24 ). Allerdings wären die
Ergebnisse eines solchen Verfahrens für
westliche Politiker schwieriger zu handhaben,
da dann ein direkter Zahlenvergleich mit den
Rüstungslasten der NATO-Länder nicht mehr
möglich wäre.



Will man dennoch den Anteil der Verteidi-
gungsausgaben am BSP als Maß für die Bela-
stung einer Volkswirtschaft ansehen, so müs-
sen folgende Überlegungen mit einbezogen
werden. Die Produktion von Rüstungsgütern,
die in den Export gehen und der UdSSR we-
nigstens teilweise nicht unerhebliche Devi-
seneinnahmen bringen, kann schlechterdings
nicht als Teil der Belastung angesehen wer-
den, sondern eher als ihr Gegenteil. Darüber
hinaus erscheint es fraglich, ob man eine öko-
nomische Belastung auch ohne weiteres als
eine politische Last sehen kann. In der Bewer-
tung der sowjetischen Führung sind die Mili-
tärausgaben zu einem sicher nicht unwesent-
lichen Teil ein wichtiger Beitrag zur Außen-
politik, ein Beitrag, die politischen Zielvor-
stellungen, darunter auch die wirtschaftlichen
Interessen, durchzusetzen. „Unter diesem
Blickwinkel erscheinen die VA [Verteidi-
gungsausgaben; W. P.[ als positiver Beitrag
zur Gesamtpolitik eines Staates und der An-
teil der VA am BSP als (politische) Leistungs-
fähigkeit einer Volkswirtschaft, das Ihrige zur
Durchsetzung der außenpolitischen Ziele bei-
zutragen."25 ) Den sowjetischen Führern könn-
ten sie so durchaus als ein unverzichtbares
Mittel zur Stabilisierung der sozialistischen
Wirtschaft erscheinen.
Alle bisherigen Versuche, den Umfang und
das Wachstum der sowjetischen Rüstungs-
wirtschaft und deren Anteil an der Gesamt-
wirtschaft so zu berechnen, daß man zu ver-
gleichbaren Zahlen kommt, sind also ziemlich
problematisch. Ihre Ergebnisse sind mehr von
den Berechnungsmethoden als von der Reali-
tät abhängig.
Politisch relevant ist jedoch eine andere Fra-
ge, die sich sowohl der sowjetischen Führung
als auch den westlichen Beobachtern stellt:
Inwieweit lassen sich die bisherigen Steige-
rungsraten bei der Rüstung aufrechterhalten
oder vielleicht sogar noch vergrößern?
Nicht wenige westliche Wissenschaftler ge-
hen davon aus, daß die UdSSR in den näch-
sten Jahren bestrebt sein wird, das Wachstum
im Rüstungssektor zu begrenzen. Solche Be-
strebungen sind sicher auch durchaus vorhan-
den. Eine tatsächliche Verminderung des so-
wjetischen Rüstungsausstoßes ist jedoch aus
folgenden Gründen äußerst unwahrschein-
lich:

1. Die Außen- und Sicherheitspolitik, der di«
sowjetischen Rüstungsanstrengungen dienet
sollen, hat sich in den entscheidenden Mo
menten nicht geändert. Die Aufgaben, derer
Erfüllung die politische Führung von ihrer
Militär fordert, sind in den letzten Jahrer
eher noch komplexer geworden. Zu dieser
Aufgaben gehören auch die Schwierigkeiter
und Belastungen, denen sich die Sowjetunior
innerhalb ihres Blocks und vor allem ir
Afghanistan gegenübersieht.
2. Die allgemeine Verschlechterung der Ost-
West-Beziehungen und das vorläufige Ende
der Genfer Rüstungskontrollverhandlungen
geben eher gegenteilige Anreize. Auch die
verstärkten amerikanischen Rüstungsan-
strengungen der letzten Jahre, die ihrerseits
eine Reaktion auf den sowjetischen militä-
rischen Aufwuchs sind, werden im Sinne ei-
ner Rückkoppelung eher stimulierend auf die
Wachstumsraten der sowjetischen Rüstungs-
wirtschaft wirken ).26

3. Wie schon oben angedeutet, sind die Bela-
stungen durch die Rüstung nicht so groß, daß
dadurch die gesamtwirtschaftliche Entwick-
lung entscheidend gefährdet werden könnte.
Auch historische Vergleiche sprechen dafür,
daß die bisherigen Aufwendungen keinesfalls
unerträglich sind. Wenn man etwa den schon
genannten Indikator „Verteidigungsausga-
ben/BSP" zugrunde legt, so sind 13 oder 14 %
kein außergewöhnlich hoher Wert ), und so
können auch die sowjetischen Führer einiger-
maßen zuversichtlich davon ausgehen, not-
falls noch über Reserven zu verfügen. Wür-
den sie vor die Alternative gestellt, entweder
den Rüstungswettlauf fortzusetzen oder poli-
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tische Zugeständnisse zu machen, so würden
sie das erstere wählen.
4. Die Struktur des sowjetischen Wirtschafts-
systems ist so angelegt, daß Begrenzungen für
den Verteidigungssektor nicht zu erwarten
sind. Erfordernisse der Verteidigungsindu-
strie haben absolute Priorität vor den beiden
anderen Bereichen der Wirtschaft, vor dem
Investment- und vor dem Konsumgütersek-
tor. Um die Funktionsfähigkeit des militä-
rischen Sektors zu wahren, werden notfalls
umfangreiche Transfers aus dem zivilen Be-
reich getätigt ).28

30) Eine Darstellung der sowjetischen Technologie-
beschaffung und ihrer Implementierung bei: H.
Regnard, LURSS et le renseignement scientifique,
technique et technologique, in: Döfense nationale,
(1983), Dec., S. 107—121.
31) D. Holloway, Western Technology and Soviet
Military Power, Paper prepared for the Millenium
Conference on Technology, Transfer and East-
West-Relations in the 80s, May 1983, S. 343. Hollo-
way trennt den Technologietransferprozeß in vier
Stufen: Beschaffungsversuch, Transfer in die
UdSSR, Assimilation und bewirkte Verbesserung.
Insbesondere für die beiden letzten Stufen sei die
Beweislage sehr schwach, fragmentarisch und unsi-
cher (S. 14 f.).
32) Vgl.: J. Nötzold, Arbeitspapier betr.: Westliche
Technologieimporte in die UdSSR — Ein sicher-
heitspolitisches Risiko? Einige Beurteilungskrite-
rien, Stiftung Wissenschaft und Politik — AP 2370,
Ebenhausen, August 1983, S. 20.
33) H. Adomeit, Arbeitspapier betr.: Außen- und Si-
cherheitspolitik unter Andropov. Tendenzen, Per-

Die Einbettung der sowjetischen Rüstungs-
produktion in die sowjetische Gesamtwirt-
schaft läßt sich am besten als ein System von
drei Regelkreisen beschreiben: Der Regel-
kreis mit der höchsten Priorität ist die Rü-
stungswirtschaft, der mit der zweithöchsten
die Investitionsgüterwirtschaft und der mit
der niedrigsten die Konsumgüterwirtschaft.
Diese drei Regelkreise sind in dem Sinne mit-
einander verwoben, daß der erste auf Kosten
der beiden anderen ultrastabil29 ) gehalten
wird, wie auch der zweite zu Lasten des drit-
ten. Der innere Regelkreis (die Rüstungswirt-
schaft) ist auf diese Weise doppelt gegenüber
allen innen- und außenpolitischen Störungen
abgesichert. Anders formuliert: Alle Engpäs-
se, alle Mängel und Systemzwänge, alle nega-
tiven innenpolitischen und außenpolitischen
Einflüsse gehen primär zunächst einmal zu
Lasten des Konsumgütersektors. Sie schlagen
nur in Ausnahmefällen auf den zweiten Re-
gelkreis, auf die Investitionsgüterindustrie,
durch. Der innere Regelkreis, die Rüstungs-

2%) Ultrastabilität ist in der Kybernetik die Fähig-
keit eines Regelsystems, bestimmte Parameter (es-
sentielle Variable) gegenüber Umwelteinflüssen in-
nerhalb bestimmter Wertebereiche invariant zu
halten, und zwar dadurch, daß alle Störungen mit
Hilfe eines Reglers, der über hinreichende Varietät
verfügt, kompensiert werden. Auf die UdSSR bezo-
gen weist Robert Campbell darauf hin, daß die mili-
tärische Produktion hier von der zivilen getrennt
zu sehen ist und daß erstere über ein hohes Maß an
selfsufficiency verfügt. Dadurch hat die Ressour-
cen-Allokation in hohem Maße inerten Charakter
und ist so weithin von den regulären Quellen der
Entscheidungsfindung isoliert. (R. Campbell, The
Economy, in: R. F. Byrnes (Hrsg.), a. a. O. (Anm. 21),
S. 76.

Wirtschaft, ist demgegenüber unempfindlich
f gemacht worden. Das gilt selbstverständlich

auch für westliche Bemühungen, über den
Außenhandel die sowjetische Rüstungswirt-
schaft zu beeinflussen. Zwar hat die Sowjet-
union sich bietende Möglichkeiten genutzt,
Engpässe bei den eigenen Rüstungsprogram-
men durch den Import westlicher Technolo-
gie zu überwinden — und sie setzt diese Be-
mühungen auch nach dem amerikanischen
Technologie-Embargo zum Teil mit nicht-le-
galen Methoden fort30 ) — aber sie ist davon
nicht eigentlich abhängig. Berichte in westli-
chen Medien über die Ausnutzung westlicher
Technologie durch die Sowjetunion haben in
dieser Hinsicht mitunter einen verzerrten
Eindruck hervorgerufen. David Holloway hat
darauf hingewiesen, daß die vorliegenden Be-
weise die Proportionen nicht wiedergeben31 ).
Es handelt sich hier mehr um eine Sammlung
von Einzelfällen als um einen Trend. Auch in
der Vergangenheit hat die UdSSR die ent-
scheidenden militärischen Technologien
(Wasserstoffbombe, Raketen, Satelliten) unab-
hängig entwickelt. Mehr noch als in jedem
anderen Wirtschaftssektor ist sie essentiell
daran interessiert, bei der Waffenproduktion
autark und nicht von eventuellen Import-
Möglichkeiten abhängig zu sein32 ).
5. Von den Kosten her sind Beschränkungen
beim Rüstungswachstum nur in geringem
Umfang gegeben. Westliche Beobachter stim-
men darin überein, „daß die den großen Rü-
stungsindustrien zugeteilten Offiziere des
Verteidigungsministeriums (voenpredy) keine
Rücksicht auf die wirtschaftlichen Kosten
nehmen, zu denen Waffen und Waffensy-
steme produziert werden, sondern nur auf de-
ren Qualität achten" ).33



6. Abschließend sei noch auf den Rüstungsex-
port der Sowjetunion hingewiesen, der für sie
sowohl ein Mittel der Außenpolitik als auch
ein Mittel zum Devisenerwerb ist. Da diese
Form des Exports im Laufe der Jahre einen
immer höheren Stellenwert bekommen hat,
darf er bei der Untersuchung der sowjeti-
schen Rüstungswirtschaft auf keinen Fall au-
ßer acht gelassen werden: . die Militäraus-
gaben und Rüstungsproduktion der Sowjet-
union sollten zusammen mit dem Export von
militärischer Hardware und mit dessen Aus-
wirkungen auf die gesamte sowjetische in-
nere ökonomische Entwicklung analysiert
werden" ). So betrug der Anteil der Rü-
stungsgüter am sowjetischen Gesamtexport
im letzten Jahrzehnt zwischen 10 und 25 % ).
Geht man von den Abkommen und Verträgen
aus, die die UdSSR mit Ländern der Dritten
Welt zwischen 1972 und 1981 abgeschlossen
hat, so hat sie bis dahin etwa 27 % des Waf-
fenmarktes der Dritten Welt an sich gezo-
gen ). Damit ist der Handel mit Waffen in-
zwischen eine der Haupteinnahmequellen für
Devisen geworden. Mindestens 10 %, wahr-
scheinlich 15 %, vielleicht sogar 17 % der so-
wjetischen Deviseneinnahmen stammen aus
diesem Handel ), womit er inzwischen die
sowjetische Flotte als Devisenbringer über-
troffen hat ).
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Der Umfang des Waffenhandels, den die
UdSSR selbst „Handel mit nichtgenannten
Ländern“ nennt, ist nicht genau bekannt und
wird unterschiedlich geschätzt. Das Bundes-
institut für ostwissenschaftliche und interna-
tionale Studien berichtet, daß die UdSSR 1980
einen Aktivsaldo von 3 Mrd. und 1981 von
3,5 Mrd. Rubel erlöst habe. In einer Publika-
tion der Stiftung Wissenschaft und Politik in
Ebenhausen heißt es, daß der Wert der sowje-
tischen Waffenexporte von 1969 bis 1979 von
1,1 auf 9,1 Mrd. Dollar angestiegen sei und
daß allein 1980 für über Mrd. Dollar Waf-40

fen verkauft worden seien39 ). Annähernd die
Hälfte aller sowjetischen Exporte in die
Dritte Welt soll Mitte der siebziger Jahre aus
Waffenlieferungen bestanden haben40). Und
die Anzahl der Empfängerländer dort hat sich
im Laufe eines Jahrzehnts auf etwas über
30 Staaten ungefähr verdoppelt41 )- Zu den
wichtigsten Empfängerländern außerhalb des
Ostblocks und Afghanistans gehörten vor al-
lem Libyen, der Irak, Syrien, Indien, Äthio-
pien, Angola, Nordkorea und der Jemen
(Sanaa) ).42

In einigen Bereichen der sowjetischen Rü-
stungsproduktion liegen die Anteile, die in
den Export gehen, besonders hoch. Man
schätzt, daß bei Kriegsschiffen, Panzern und
Geschützen mit Selbstfahrlafetten etwa die
Hälfte, bei Flugzeugen und gepanzerten Fahr-
zeugen etwa ein Drittel, bei Hubschraubern
ein Viertel und bei U-Booten ein Zehntel der
Produktion in den Export in die Dritte Welt
gegangen sind43 ). Bei derartigen Größenord-
nungen ergibt sich dann auch ein von sowjeti-
scher Seite sehr erwünschter Effekt: die
Stückkosten bei der Waffenproduktion wer-
den nämlich niedriger.
Der Export von Rüstungsgütern ist jedoch nur
ein — und nicht einmal der vorrangige —
Aspekt sowjetischer Militärhilfepolitik, so
günstig die ökonomischen Effekte für die so-
wjetische Rüstungsindustrie auch sein mögen.
„In der Hauptsache dürften der Militärhilfe
Moskaus jedoch .klassische' machtpolitische
Ziele zugrunde liegen."44 ) Dies ist der Grund
dafür, daß ein Teil der sowjetischen Militär-
hilfe kostenlos oder zu wesentlich günstige-
ren Konditionen, als im Waffenhandel üblich,
gewährt wird. Selbstverständlich schließt
diese Hilfe nicht nur die Lieferung von Waf-
fensystemen, Munition und Ersatzteilen ein,
sondern auch die entsprechende militärische



Ausbildung und das Bereitstellen der erfor-
derlichen Infrastruktur. Obwohl die bisheri-
gen Erfahrungen deutlich gezeigt haben, daß
sowjetische Militärhilfe in den meisten Fällen
nicht zu einem entsprechenden Anstieg des
politischen Einflusses geführt hat, ist und
bleibt sie dennoch Teil der sowjetischen glo-
balen Politik. Unter diesem Gesichtspunkt ist
nicht zu erwarten, daß die Produktion militä-
rischer Güter insgesamt in Zukunft einge-
schränkt werden könnte.
Alle vorstehend genannten Gründe sprechen
in ihrer Gesamtheit dafür, daß die UdSSR
auch in Zukunft den Ausbau ihrer Rüstungs-
wirtschaft kontinuierlich fortsetzen wird. Ge-
legentliche Schwankungen bei der Beurtei-
lung der sowjetischen Zuwachsraten spielen
hier angesichts des historischen Dauertrends
nur eine untergeordnete Rolle. Auch wenn
man, wie die gegenwärtigen Schätzungen, da-
von ausgeht, daß sich die Zuwachsrate ver-

mindert habe, so heißt das dennoch, daß sich
der absolute Zuwachs an Potential wiederum
etwas vergrößert hat.

Die Eigeneinschätzung im Politbüro tendiert
nach den Erfolgen des Jahres 1983 offensicht-
lich dahin, daß auch eine Ausweitung der Pro-
duktion keine Stagnation im Lebensstandard
bedeuten muß: „Die Sowjetwirtschaft sichert
nicht nur einen ununterbrochenen Anstieg
des materiellen und kulturellen Lebens-
niveaus des Volkes, sondern auch die erfolg-
reiche Lösung der Verteidigungsaufgaben.
Das gegenwärtige Niveau der Produktion, der
Wissenschaft und der Technik in unserem
Lande erlaubt es, wenn das als Antwort auf
die militärische Herausforderung des Imperi-
alismus nötig werden sollte, jede beliebige
Art von Waffen herzustellen und Armee und
Flotte in der notwendigen Quantität damit
auszurüsten." )45

Wenn also Beschränkungen beim sowjeti-
schen Rüstungszuwachs aufgrund interner
Faktoren nicht zu erwarten sind, so erhebt
sich noch die Frage, inwieweit hier Begren-
zungen als Ergebnis von politischen Verhand-
lungen erzielt werden könnten. Praktische Er-
fahrungen gibt es bisher hierzu nicht. Klam-
mert man die Probleme der Machbarkeit ver-
handelter Rüstungsbegrenzungen und ihrer
Verifikation aus, so bleibt immer noch die
Frage übrig, ob eventuelle Verhandlungser-
gebnisse auch innenpolitisch implementiert
und durchgesetzt werden können.
Schon seit Jahrzehnten, aber insbesondere in
den letzten Jahren, ist im Westen die Frage
diskutiert worden, wie in der Sowjetunion das
Verhältnis zwischen politischer und militä-
rischer Führung gestaltet ist. Die große Rolle,
die die Streitkräfte im gesellschaftlichen Le-
ben dieses Landes spielen, die Allgegenwart
militärischer Uniformen und der Kult mit mi-
litärischen Rängen, Auszeichnungen und Or-
den haben nicht selten den Eindruck entste-
hen lassen, daß den Militärs der UdSSR mehr
Einfluß zukomme als denen anderer Länder.
Der Eindruck verstärkte sich, als 1983 im Zu-
sammenhang mit dem Abschuß eines südko-
reanischen Passagierflugzeuges Pressekonfe-*
renzen veranstaltet wurden, auf denen höch-
ste Militärs die sowjetische Haltung darleg-
ten. Vor allem stellte sich immer wieder die

III. Struktur der Rüstungspolitik

Frage, in welchem Umfang die Militärs politi-
sche Entscheidungen beeinflussen oder blok-
kieren können.
Auf der wissenschaftlichen Ebene ist diese
Diskussion vor allem durch neuere amerika-
nische entscheidungstheoretische Ansätze
und Modelle gefördert worden. Im Kontext
dieser Ansätze wurden politische Entschei-
dungen nicht mehr primär als die Entschei-
dungen von politischen Führern oder von
Staaten verstanden, sondern als das Ergebnis
von Auseinandersetzungen zwischen unter-
schiedlichen Institutionen, Interessengruppen
und Bürokratien. Diese an der Wirklichkeit
der USA entwickelten entscheidungstheoreti-
sche Konzeptionen wurden dann auch ange-
wendet, um den Entscheidungsprozeß in so-
zialistischen Staaten besser erforschen und
verstehen zu können. Vorteil dieser Konzepte
war es, daß durch sie das Bewußtsein für die
Komplexität und Differenziertheit sozialisti-
scher Strukturen geweckt oder gefördert wur-
de. Ihr Nachteil bestand darin, daß sie vom
„demokratischen Zentralismus" Leninscher
Deutung geprägte Entscheidungsstrukturen
nicht erfassen konnten und so der Eindruck
entstand, als könne man die politischen Ent-
scheidungsprozesse in Ost und West mit den



gleichen Methoden analysieren und erfassen.
So wurde immer wieder nach dem Eigeninter-
esse etwa des sowjetischen Verteidigungsmi-
nisteriums oder des Generalstabes gefragt
und eben auch nach den spezifischen Interes-
sen der sowjetischen Rüstungsindustrie. Man
unterstellte — von den eigenen Denkmodel-
len ausgehend — für die UdSSR einen mili-
tärisch-industriellen Komplex analog dem in
den USA. Man fragte so nicht mehr nach den
sowjetischen Entscheidungsstrukturen, son-
dern danach, ob der Einfluß dieses militä-
risch-industriellen Komplexes zunehme oder
nicht. Mit anderen Worten: Ein entschei-
dungstheoretischer Ansatz, der zur Erklärung
der amerikanischen Wirklichkeit erhebliches
beigetragen hatte, wurde auf die sowjetische
Wirklichkeit angewendet, aber nicht als Hy-
pothese, sondern als Theorem46 ).
Ein weiterer Nachteil derartiger entschei-
dungstheoretischer Konzepte ist, daß sie die
sowjetische Geschichte und die durch sie be-
dingten Traditionen ausblenden. Wenn man
die Frage nach dem Verhältnis zwischen Poli-
tik und Militär aus der historischen Perspek-
tive angeht, so wird eines sehr schnell deut-
lich: Seit es die Sowjetunion gibt, hat die Ar-
mee dieses Staates unter strikter Kontrolle
der politischen Führung gestanden. In allen
entscheidenden Fragen und auf allen Ebenen
hat die Partei ihre „führende Rolle" immer
durchgesetzt. Und umgekehrt hat die militä-
rische Führung die Hegemonie der Partei nie-
mals ernsthaft in Frage gestellt47 ).
Die Gründe dafür sind vielfältig. Sie finden
sich in den historischen Erfahrungen und in
den institutionellen Einrichtungen, die die
Kommunistische Partei im Laufe der Zeit ge-
schaffen hat, wie auch vor allem in der Struk-
tur des überwachungs- und Kontrollsystems
innerhalb der Streitkräfte. Daneben gibt es
aber auch keine unvereinbaren Interessenun-
terschiede zwischen politischer und militä-
rischer Führung.
Die höchsten militärischen Führer sind nicht
so sehr Interessenvertreter ihrer Organisa-
tion, als vielmehr von der politischen Füh-
rung Beauftragte, die dafür zu sorgen haben,
daß die ihnen anvertraute Organisation im
Sinne dieser Führung funktioniert. „Das Mili-
tär ist ein administrativer Arm der Partei,
nicht ewas, das davon getrennt wäre oder mit

ihr konkurrieren würde."48 ) Die „führende
Rolle der Kommunistischen Partei" wird bei
jeder sich bietenden Gelegenheit betont und
gerade auch von den militärischen Führern
immer wieder akzeptiert.
Vor allem aber hat die Partei in der UdSSR
die Unterordnung der Militärs auf vielfältige
Weise institutionalisiert. Das oberste Ent-
scheidungsgremium für alle sicherheitspoliti-
schen, rüstungswirtschaftlichen und militä-
rischen Fragen ist der Verteidigungsrat des
Politbüros. Er hat die höchste Richtlinien-
und Entscheidungskompetenz in allen Fragen
der Sicherheitspolitik unter Einschluß des ge-
samten Rüstungssektors. Seine Entscheidun-
gen sind bindend für das Verteidigungsmini-
sterium, aber auch für die militärisch-industri-
elle Kommission, die dieses mit dem Mini-
sterrat und den übrigen sowjetischen Mini-
sterien verbindet. Zu den militärpolitischen
Fragen, die der Verteidigungsrat des Politbü-
ros regelmäßig berät und beschließt, gehören
u. a.
— Besetzung der Führungspositionen in der
Sowjetarmee, der Rüstungsindustrie und der
rüstungsrelevanten Forschung und der Spit-
zenpositionen im Verteidigungsministerium,
— Formulierung der Militärdoktrin,
— Festsetzung von Umfang und Verwendung
der Haushaltsmittel für alle sicherheits- und
rüstungspolitischen Bereiche,
— Allokation der rüstungsrelevanten Res-
sourcen,
— Grundsatzentscheidungen über die rü-
stungsrelevante Forschung,
— Festsetzung von Truppenstärken und Aus-
rüstungen der einzelnen Teilstreitkräfte,
— Bestimmung der Richtlinien für die sowje-
tischen Delegationen, die mit dem Westen
über Rüstungskontrolle verhandeln,
— die politische und organisatorische Kon-
trolle der Streitkräfte durch die Partei.
Sowohl der Generalstab als auch die fünf Teil-
streitkräfte sind dann ihrerseits dem Vertei-
digungsministerium untergeordnet49 ).



Die wichtigste Institution aber, mit der die
Parteiführung eine permanente Kontrolle
über die Streitkräfte ausübt, ist die Politische
Hauptverwaltung. Sie trägt ein „organisatori-
sches Doppelgesicht"; sie ist eine Hauptabtei-
lung im Verteidigungsministerium, zugleich
aber hat sie den Rang einer Abteilung des
Zentralkomitees der KPdSU50 ). Die Politische
Hauptverwaltung hat zwei wesentliche Funk-
tionen. Zum einen obliegt ihr der Bereich der
ideologischen Ausbildung und Beeinflussung
der Streitkräfte, dah. die politische Erziehung
der Soldaten durch Agitation und Propagan-
da. Die zweite Funktion ist die politische
Überwachung. Dazu hat die Politische Haupt-
verwaltung eine Kommandostruktur parallel
zur militärischen entwickelt. Diese politi-
schen Offiziere erhalten die gleiche Ausbil-
dung und auch die gleichen Privilegien wie
ihre Kollegen in den fünf Teilstreitkräften.
Auf diese Weise haben sie institutionalisier-
ten Zugang zu allen Ebenen der sowjetischen
militärischen Hierarchie, die die Partei für
unverzichtbar ansieht, um ihre Kontrolle zu
gewährleisten.
Aber die Partei stellt ihren Primat über das
Militär auch dadurch sicher, daß die ganz
überwiegende Mehrzahl der Offiziere Mit-
glieder der Kommunistischen Partei oder
doch zumindest des Komsomol sind. Ganz
analog zu den betrieblichen und regionalen
Gliederungen der Partei gibt es solche auch
auf der Ebene aller Regimenter, Divisionen
und Armeen. Auch die Arbeit der Parteiorga-
nisationen innerhalb der Streitkräfte verläuft
analog zu der in den zivilen Bereichen. Mit-
gliedschaft in und positive Beurteilung durch
die Partei sind mit die wichtigsten Vorausset-
zungen für den beruflichen Aufstieg der Offi-
ziere.
Unabhängig von der Parteiarbeit und von der
Politischen Hauptverwaltung existiert aber
noch ein weiterer Strang der politischen Kon-
trolle, die dritte Abteilung des Komitees für
Staatliche Sicherheit (KGB). Deren Aufgabe
ist es primär, der politischen Führung jeder-
zeit eine Art Röntgenbild all dessen zu lie-
fern, was in den Streitkräften vor sich geht.
Der KGB seinerseits ist ebenfalls der Partei-
führung untergeordnet; auch seine Mitarbei-

ter sind in der Regel Parteimitglieder, und
innerhalb des KGB existiert ebenfalls die üb-
liche Struktur der Parteiarbeit.
Darüber hinaus wäre noch zu erwähnen, daß
der Anteil von Militärs in den politischen
Führungsgremien sehr niedrig liegt. So sind
im Verlaufe der letzten 25 Jahre nur etwa
30 Mitglieder des ZK im eigentlichen Sinne
als Militärs zu bezeichnen. Ihr prozentualer
Anteil hat in den letzten 20 Jahren von 9 %
auf 7 % abgenommen. Auf allen Entschei-
dungsebenen des politischen Apparates, im
Politbüro, Zentralkomitee, im Sekretariat des
ZK und im Ministerrat sind Berufsmilitärs
entweder unterrepräsentiert oder an nicht
entscheidender Stelle vertreten51 ). Für die
Behauptung oder Erwartung, daß das Militär
in der sowjetischen Politik eine zunehmende
Rolle spiele, finden sich keine Bestätigungen
in der sowjetischen Wirklichkeit. Auch das
Auftreten höchster militärischer Führer auf
zwei Pressekonferenzen des vergangenen
Jahres ist keine Bestätigung für eine solche
Annahme. Genauso könnte man umgekehrt
interpretieren, daß die für den Abschuß des
Linienflugzeuges militärisch Verantwortli-
chen „vorgeführt" wurden, um der Welt ihre
Situationstheorie darzulegen. Schließlich hat-
ten die Militärs die Pressekonferenz nicht
von sich aus und nicht allein veranstaltet, er-
öffnet wurde sie vom Leiter der Abteilung für
Internationale Information des ZK der
KPdSU.
Auch Differenzen, die von Zeit zu Zeit zwi-
schen Äußerungen von sowjetischen Politi-
kern einerseits und Militärs andererseits be-
obachtet werden, lassen nicht ohne weiteres
den Schluß zu, daß es hier fundamentale Mei-
nungsunterschiede gäbe. In aller Regel lassen
sich solche Unterschiede funktional, d. h. vom
jeweils angezielten Auditorium her, erklären.
„Kein Beweis deutet darauf hin, daß das Mili-
tär jemals die Autorität der politischen Füh-
rung, die Staatsangelegenheiten zu leiten, in
Frage gestellt hätte, oder daß das Militär als
eine Institution jemals eine Position einge-
nommen hätte, die der der Partei in irgendei-
ner kritischen politischen Angelegenheit ent-
gegensetzt gewesen wäre."52 )
Wenn nun aber auch das Militär bei den ent-
scheidenden politischen Problemen nicht mit-
zureden hat, so bedeutet das jedoch keines-
wegs, daß es ohne Einfluß wäre. Dieser resul-
tiert aus der professionellen Sachkenntnis,



die von der politischen Führung anerkannt
und regelmäßig nachgefragt wird. Auf diese
Weise können politische und vor allem si-
cherheitspolitische Entscheidungen indirekt
mit beeinflußt werden. Aber die Entscheidun-
gen liegen bei der politischen Führung. So ist

auch der militärische Aufwuchs der Sowjet-
union und die Entwicklung ihres rüstungs-
wirtschaftlichen Potentials nicht das Ergebnis
politischen Drucks seitens der Generäle oder
eines militärisch-industriellen Komplexes. Es
ist ein Ergebnis der Politik der KPdSU.

IV. Fazit

Insgesamt also erscheint es wenig angebracht,
das westliche Theorem vom militärisch-indu-
striellen Komplex auf die Sowjetunion anzu-
wenden. Die Strukturen sind hier anders53 ).
Die Militärs entscheiden — wenn auch nicht
allein, so doch im Prinzip —, welche Güter die
Rüstungswirtschaft für sie zu produzieren hat.
Diese Entscheidungen werden im Rahmen
der militärisch-industriellen Kommission ge-
troffen und hängen von den Aufgaben ab, de-
ren Erfüllung die politische Führung von den

Militärs erwartet. Vereinfacht gesagt: Es gibt
keinen militärisch-industriellen Komplex,
sondern einen Primat des Militärischen vor
der Wirtschaft und einen Primat der Politik
über das Militär.

Damit läßt sich nun auch die zu Beginn des
Abschnittes III gestellte Frage einigermaßen
zuverlässig beantworten. Die langfristigen rü-
stungswirtschaftlichen Trends, die Größe und
das Wachstum des Verteidigungssektors sind
von Entscheidungen der politischen Führung
abhängig, wobei das sowjetische System so
strukturiert ist, daß der Primat der Politik si-
chergestellt ist. Die Rüstungswirtschaft und
das Militär unterliegen der Kontrolle der Par-
teiführung. Für diese wäre es daher nicht
schwer, eventuelle verhandelte Absprachen
über Rüstungsbegrenzungen auch tatsächlich
durchzusetzen.



Lutz Köllner

Die Entwicklung bundesdeutscher Militärausgaben
in Vergangenheit und Zukunft

I. Grundlegende Eigenarten bundesdeutscher Militärausgaben

Wer sich über langfristige Entwicklungen von
Militärausgaben in der Bundesrepublik
Deutschland unterrichten möchte, muß sich
vor dem geschichtlichen Hintergrund zwei
grundlegende Sonderheiten klarmachen, die
die Militärausgaben seit 1955/56 in der Bun-
desrepublik von früheren fiskalischen oder
außerfiskalischen Aufwendungen für das Mi-
litär auszeichnen. Zwar bilden heute — im
Gegensatz zu den Verhältnissen im Mittelal-
ter und bis zum Ersten Weltkrieg hin — Mili-
tärausgaben finanzielle Lasten, die der Zen-
tralstaat zu tragen hat und für die die Zentral-
regierung die Verantwortung übernehmen
muß, sie sind jedoch alles andere als „nationa-
le" Ausgaben, so wie man im 19. Jahrhundert
„Nation" und „nationale Staatstätigkeit" ver-
stand. Erstmals in der deutschen Militärge-
schichte sind Militärausgaben (des Staates)
Ausgaben in einem transatlantischen Bünd-
nis, in dem sie neben den Ausgaben anderer,
auch amerikanischer Staaten (USA und Kana-
da) für deren anteilige NATO-Kontingente
stehen. Der epochale Unterschied wird deut-
lich, wenn man sich an die Militäraufwendun-
gen des Deutschen Reiches vor 1914 oder an
die Kriegsausgaben der europäischen „Mittel-
mächte" 1914/1918 erinnert.
Aufrüstung und Kriegsfinanzierung im Drit-
ten Reich waren unter nationalsozialistischer
Herrschaft ohnehin ein „nationales" Ereignis.
In den vorausgegangenen Jahren der Weima-
rer Republik (1919/20—1933) spielten Militär-
ausgaben im durch die Erzbergersche Reichs-
finanzreform reformierten Reichshaushalt
keine entscheidende Rolle. Der Versailler
Vertrag hatte mit seinen strengen Bestim-
mungen (100 000-Mann-Heer, keine Groß-
kampfschiffe, keine Flugzeuge, keine Panzer
usw.) die Militärausgaben auf weniger als 10%
der Reichsausgaben beschränkt ). Dem stan1 -

den freilich die in zähen Verhandlungen zwi-
schen dem,Deutschen Reich und den Sieger-
mächten zwischen 1920 und 1924 vereinbar-
ten jährlichen Reparationszahlungen in Höhe
von ,5 Milliarden Reichsmark als besondere
Kriegsfolgelasten gegenüber, die bei einem
Reichsetat von ca. 8 Mrd. RM zu Ende der
zwanziger Jahre besonders schwer wogen, zu-
mal die Reichseinnahmen (1932) auf 5,9 Mrd.
RM fielen und die Reparationen in der im
Dawes

2

-Plan (1924) geplanten Höhe nicht
mehr zahlbar waren2).
Die dritte Bewaffnungs- oder Aufrüstungs-
phase in (West-)Deutschland unterschied sich
mithin wesentlich von den vorangegangenen
Phasen von vor 1914 und zwischen 1933 und
1939: Ein völlig neuer Block von zentralen
Staatsausgaben mußte in den (zentralen)
Staatshaushalt aufgenommen werden. Die
Wandlungen in der Gegenwart gehen noch
weiter, als es auf den ersten Blick erscheint.
Denn streng genommen gab es zwischen 1871
und 1918 nur Reichsausgaben für die Reichs-
kriegsflotte. Das Reichsheer bestand aus den
vier Kontingenten, die die vier größten deut-
schen Territorialstaaten, die Königreiche
Preußen, Sachsen, Baden-Württemberg und
Bayern stellten und deren Finanzierung nicht
einheitlich geregelt war, sondern durch ein
System von Matrikularbeiträgen und Rück-
überweisungen des Reiches an die Länder be-
stritten wurde. Hinzu kommt, daß es bis zum
Ende des Ersten Weltkrieges Ausgaben für
eine eigene Teilstreitkraft „Luftwaffe" nicht
gab. Der Aufbau der „Luftwaffe" und die Aus-
gaben für die Luftschiffer, zu denen vor allem
die bemannten Zeppeline gehörten (die u. a.
London angriffen), wurden bei den „Heeres-



ausgaben" verbucht Erst in den dreißiger Jah-
ren kam es zu einem Etatposten „Reichsluft-
fahrtministerium" bzw. „Reichsluftwaffe". Dies
illustriert, daß Militärausgaben der Gegen-
wart nicht nur (föderal) anders finanziert wer-
den als vor 1914 oder vor 1939, sie spiegeln
auch eine andere, neue Struktur des Militärs
wider, die zu einem weiten Teil mit der Struk-
tur des Militärkörpers vor dem August 1914,
als es noch keine Panzer, U-Boote, Flugzeuge,
Raketen, Nuklearwaffen und keine offensiven
oder defensiven elektronischen Ortungsge-
räte oder Waffen und dazugehörige „Antiwaf-
fen" gab, nicht vergleichbar ist.
Für die besonderen deutschen Verhältnisse
kommt ein anderes Ereignis zu dieser ersten
Sonderheit hinzu: Die Teilung Deutschlands
in zwei Staatsgebilde hat die deutschen Mili-
tärausgaben jeweils einem Militärblock zuge-
ordnet, der NATO oder dem Warschauer
Pakt (WPO), wenn auch in beiden Fällen nicht
in die makrofiskalische Politik beider Sy-
steme integriert. Es sind (rest)nationale Mili-
tärausgaben in Form von Bündnisverpflich-
tungen.
Vor 1914, im Zeitalter der Flottenrüstung zwi-
schen Deutschland und England, die um 1900
und dann wieder um 1906 einen kräftigen
Schub als „Flottenrüstungsspirale'1 erlebte,
war der deutsche Militärkörper operationell
offensiv angelegt. Ohne die Frage nach dem
historisch internationalen Gewicht deutschen
Weltgeltungsstrebens an dieser Stelle noch-
mals aufzurollen, darf man davon ausgehen,
daß sowohl vor 1914 die deutschen Heere als
auch die Reichskriegsmarine ihrer Organisa-
tion, ihrer Bewaffnung und der in ihnen ge-
pflogenen Mentalität nach offensiv einge-
stellt waren. Das gilt auch dann, wenn man
keine der damaligen „Imperialismustheorien"
als besondere Erklärungsinstrumente einer
expansiven „Welt"-Politik des Kaiserreiches
heranziehen möchte3). Die Struktur des mili-
tärischen Apparates im Wilheimischen
Deutschland war auf Offensive und Expan-
sion eingerichtet.

Zwar fällt die Gründung der Bundeswehr in
die Zeit der US-amerikanischen Militärdok-
trin des „roll-back" gegenüber einer tatsächli-
chen oder geglaubten sowjetischen Gefahr in
Mitteleuropa. Aber nicht nur das deutsche
verfassungsmäßige Verständnis, sondern
auch die NATO-Doktrinen haben der Bun-
deswehr überall erkennbar eine vorwiegend
defensive Rolle und Gestalt zugedacht. Das
hat zwar die von Zeit zu Zeit immer wieder
auflebende Diskussion über „Vorneverteidi-
gung versus Vorwärtsverteidigung" nie völlig
ausgeschlossen; Ausbildung, Organisations-
gefüge, Bewaffnung und Mentalität haben der
Bundeswehr jedoch einen betont defensiven
Charakter beschert.
Wie allein schon ein Blick in die Ausgaben-
struktur etwa für Pionierwesen, Feldzeugwe-
sen (die wesentliche Teile der Heeresrüstung
einschließt) und die Beschaffung von militä-
rischem Großgerät zeigt (u. a. Kapitel 1413,
1414, 1415, 1418 und 1419 des Einzelplanes 14
des Bundeshaushaltes), folgte die Bewaffnung
der Bundeswehr bisher überwiegend defensi-
ven militärischen operativen Absichten. Die
moderne Waffentechnik hat es zwar mit sich
gebracht, daß Trägersysteme sowohl für de-
fensive als auch für offensive militärische
Zwecke eingesetzt werden können, ebenso
hat sich gezeigt, daß es im militärstrategi-
schen Denken offensichtlich Grauzonen zwi-
schen offensiver und defensiver Strategie
gibt.
Das Gesamtkonzept des Aufbaus der Bun-
deswehr weist jedoch in Übereinstimmung
mit der geltenden Militärdoktrin der NATO
der stufenweisen Abschreckung (flexible Res-
ponse) einen vornehmlich defensiven Charak-
ter, der Raumverteidigung, nicht des Raumge-
winns auf. Dabei soll keineswegs verschwie-
gen werden, daß die jüngste (inoffizielle)
„Rogers-Doktrin" über eine stärkere Vor-
wärtsverteidigung die Akzente in der militär-
politischen wie militärstrategischen Diskus-
sion wieder verschoben hat. Auch die Frage
der Stationierung amerikanischer Mittel-
streckenraketen in Mitteleuropa und vor-
nehmlich in der Bundesrepublik hat neue Ak-
zente gesetzt. Die umgekehrte Frage, ob die
Bundeswehr mit ihrer derzeitigen Struktur zu
einer massiven und einer — wie auch immer
politisch zu wertenden — offensiven Opera-
tion großen Stils geeignet ist, muß jedoch ein-
deutig verneint werden.



II. Die politische Vorstrukturierung bundesdeutscher Militärausgaben
in den Jahren 1950 bis 1955

Es sind in der Hauptsache vier politische Er-
eignisse, die in den Anfangsjahren die Mili-
tärausgaben vorstrukturierten, ehe die Be-
waffnung der Bundesrepublik im Rahmen der
NATO und deren auch fiskalische Bewälti-
gung begann.
Es darf nicht übersehen werden, daß es nach
1945 Jahre gab, in denen es nicht nur infolge
des verlorenen Zweiten Weltkrieges eine all-
gemeine Tabuisierung alles Militärischen gab,
sondern in denen die Besatzungspolitik in
West- und Mitteldeutschland eine betonte
Politik der Entmilitarisierung, der „Re-educa-
tion", der Schleifung von noch vorhandenen
militärischen Anlagen und Rüstungswerken
(Demontagen usw.) betrieb. Fiskalisch bedeu-
tet dies, daß es zwischen 1945 und 1955 in den
drei westlichen Besatzungszonen überhaupt
keine Militärausgaben gab. Stellvertretend
waren an ihre Stelle Besatzungslasten (Besat-
zungskosten und Besatzungsfolgekosten so-
wie Kriegsfolgelasten allgemeiner und beson-
derer Art) getreten. Neben den Abwicklungs-
kosten des Zweiten Weltkrieges (die gesamte
Kriegshinterbliebenenbetreuung und Kriegs-
opferversorgung im weiten Wortsinne gehör-
ten dazu) gab es einige versteckte Militäraus-
gaben etwa in Form von Aufwendungen für
die in der britischen Zone aufgestellte „La-
bour Division" bei der Besatzungsmacht oder
die Kosten, die die Besatzungszonen für die
Besatzungsmächte übernahmen, indem sie ih-
nen infrastrukturelle Einrichtungen, wie ei-
nen Teil des Zugverkehrs der Reichsbahn
usw., zur Verfügung stellten. Kriegsfolgela-
sten und Besatzungslasten bestimmten den
ersten und den zweiten Bundeshaushalt
1949/504) und 1950/51 so stark, daß angesichts
des auf Grund der entsprechenden Gesetzge-
bung schnell steigenden Anteils der Sozial-
ausgaben am Bundesetat gar kein Raum für
neue Militärausgaben vorhanden war, selbst
wenn man sie, allen verfassungs- und besat-
zungsrechtlichen Bestimmungen entgegen-
stehend, politisch sofort gewollt hätte. Zwar
ist es richtig, daß der Aufbau des Bundeskas-
senüberschusses in Gestalt eines „Neuen
Juliusturmes"5) durch Bundesfinanzminister

Fritz Schäffer und der verzögerte Abzug von
Besatzungsgeldern vornehmlich durch die
US-Besatzungsmacht die Chancen für neue
deutsche Militärausgaben beträchtlich ver-
besserten; das ändert aber nichts an dem
grundlegenden Tatbestand, daß die Frage
neuer Militärausgaben in der Bundesrepublik
Deutschland neben den Besatzungslasten
eine akademische Frage blieb. In der Praxis
konnte es nur darum gehen, eigene Militär-
ausgaben (— Verteidigungsausgaben) in ho-
hem Umfange an die Stelle von Besatzungs-
kosten, die zeitweise 35% des Bundeshaushal-
tes betrugen, zu setzen.
Diese Problematik wurde bereits bei den Ver-
handlungen über den deutschen Beitrag zu
einer geplanten Europa-Armee im Rahmen
des 1950 in Frankreich entwickelten Pleven-
Planes deutlich. Die Phase der Auseinander-
setzungen über eine „Europa-Armee" konkre-
tisierte auch die Grenzen der finanziellen Lei-
stungsfähigkeit der jungen Bundesrepublik.
Das war die zweite Vorstrukturierung der Mi-
litärausgaben der Bundesrepublik, die bis
heute fortwirkt. Es spielt in diesem Zusam-
menhang keine Rolle, daß der Pleven-Plan im
August 1954 im Vorfeld der Tagungsordnung
der Französischen Nationalversammlung
scheiterte und die geplante Europa-Armee
mit einer sicherlich anders strukturierten fi-
nanziellen Grundlage als heute die der Bun-
deswehr auf der Strecke blieb. In unserem
Zusammenhänge wichtig waren zwei Umstän-
de: Zum einen wurde deutlich, daß ein deut-
scher finanzieller Beitrag in Höhe der bisheri-
gen Besatzungslasten und deren Fortschrei-
bung unter normalen wirtschaftlichen und fis-
kalischen Wachstumsbedingungen liegen
sollte (ca. 500 Millionen, höchstens 900 Millio-
nen DM im Monat). Zum anderen wurde klar,
daß der Aufbau der Bundeswehr in einer
Stärke von maximal 500 000 Mann (und der-
zeit ca. 170 000 Zivilbeschäftigten) in dem ge-
planten Zeitraum bis 1961/62 nur mit einer



ausländischen Anlaufhilfe zu erreichen war.
Die NASH-Hilfe der USA hat diese Aufgabe
für die Erstausstattung der Bundeswehr mit
450 Panzern und etwa 370 Flugzeugen über-
nommen. Fiskalisch bedeutet das eine Art
„Marshall-Plan" für die Ausrüstung der Bun-
deswehr, die den Zentralfiskus nun doppelt
entlastete, einmal, indem großes militärisches
Gerät ohne Entgelt zur Verfügung gestellt,
zum anderen, indem es zu subventionierten
Preisen geliefert wurde6).
Eine dritte Vorstruktuierung lieferten die Pa-
riser Verträge von 1955, die mit ihren vier
Einzelverträgen (Generalvertrag, Stationie-
rungsvertrag, Finanzvertrag und Überlei-
tungsvertrag) auch die Zusammensetzung
neuer Militärausgaben insofern regelten, als
festgelegt wurde, welche Bewaffnungsstruk-
tur die künftige Bundeswehr erhalten sollte.
Durch einen Negativ-Katalog wurden Groß-
kampfschiffe, Fernkampfbomber, großkalib-
rige Geschütze, U-Boote ab einer gewissen
Tonnage, große Seeminen usw. für die Bun-
deswehr ausgeschlossen. Damit sowie durch
die Verzichtserklärung der Bundesregierung
auf ABC-Waffen7), durch den internationalen
Vertrag über die Nicht-Verbreitung von
Atomwaffen (Non-Proliferation), den Meeres-
bodenvertrag und ähnliche internationale
Verträge, denen die Bundesrepublik beitrat
oder sich in ihrem Geiste verhielt, wurde ent-
scheidend das Kostengefüge für Beschaf-
fungsausgaben und damit die Struktur der
bundesdeutschen Militärausgaben vorge-
prägt. Durch die Pariser Verträge und die ihr
folgende Rüstungskooperation in der NATO
wurde die Bundesrepublik zu einem, gemes-
sen am wehrtechnischen Fortschritt, konven-
tionell teilgerüsteten Vertragspartner. Trotz
der Belastungen, die der Aufbau der Bundes-
wehr den Bürgern abverlangte, muß festge-
stellt werden, daß gemessen an dem, was
hochtechnisierte moderne Armeen kosten
können, die Ausgaben für die Bundeswehr
sich in abgesteckten Grenzen bewegten. Dar-

über kann auch die Summe von ca. 600 Mil-
liarden DM nicht hinwegtäuschen, die die
Bundeswehr seit 1955/56 den Steuerzahler
kostete 8).
Es gab noch einen vierten, die Höhe und —
mit Blick auf eine mögliche optimale Auftei-
lung auf die Teilstreitkräfte sowie für allge-
meine militärische Aufgaben bezogene Ver-
wendung — die Zusammensetzung bundes-
deutscher Militärausgaben prägenden Um-
stand. Dieser ist in der durch das Grundge-
setz, Abschnitt X, gegenüber den Verhältnis-
sen zwischen 1933 bis 1945 neu geregelten
Finanzverfassung zu sehen. Sie erhielt wieder
einen betont föderativen Charakter, nicht nur
in der Verfassung, sondern auch im Finanz-
verfassungsgesetz (1955), im Finanzvertrag
(1955), in den nachfolgenden Haushaltsstruk-
turgesetzen sowie — im Planungsbereich —
durch die praktizierte Mittelfristige Finanz-
planung seit 1967. Im Rahmen der Aufgaben-
verteilung fiel dem Bund die Landesverteidi-
gung allein zu (anders als vor 1914, aber ähn-
lich wie nach Wiedereinführung der allge-
meinen Wehrpflicht 1935). Damit traten die
Verteidigungsausgaben der Bundesrepublik
in Konkurrenz mit den übrigen Bundesausga-
ben, die wenige Jahre nach dem Zweiten
Weltkrieg hauptsächlich Kriegsfolge- und So-
zialausgaben im weiteren Sinne waren9).
Diese Faktoren erklären, warum im Bundes-
haushalt bis heute Sozial- und Verteidigungs-
ausgaben die größten Posten darstellen, wenn
auch in den vergangenen 15 Jahren der An-
teil der Verteidigungsausgaben von ursprüng-
lich 34% auf gegenwärtig ca. 18% am Bundes-
haushalt gesunken ist,0).



III. Entwicklungslinien der Militärausgaben in der Bundesrepublik
1955/56 bis 1983 )11

1. Die Höhe der Militärausgaben

Gemessen an Makroindikatoren haben sich
die Verteidigungsausgaben der Bundesrepu-
blik, im Gegensatz zu landläufigen Meinun-
gen, vergleichsweise gleichmäßig und über-
schaubar entwickelt. Sie können im Verständ-
nis der langfristigen ökonomischen Wachs-
tumsforschung als Musterbeispiel für „norma-

les Wachstum" gelten, nämlich um den säku-
laren Erfahrungswert zwischen 3,5—4,0%
jährlich, mit Ausnahme der Anfangsphase der
Bundeswehr (1956—1964). Es muß betont wer-
den, daß in säkularer Sicht ebenso wie andere
Teile des Zentralbudgets auch die Militäraus-
gaben andere, gleichmäßigere Trends aufwei-



sen, als die mittel- oder die kurzfristige Be-
trachtung es vermittelt, die naturgemäß stär-
kere Ausschläge kennt. Absolut nehmen die
Militärausgaben in diesem Jahrhundert einen
Verlauf, der in der dritten Phase (1956—1980)
als Trend einen leichten Anstieg verzeichnet.
Der prozentuale Anteil am Bruttosozialpro-
dukt lag in „normalen" Jahren zwischen 2,4
und knapp 4%. Der Anteil am Nettoinlands-
produkt (an dem, was per Saldo im Inland für
Konsum und Investitionen zur Verfügung
steht) schwankt mit den Anteilen des Export-
überschusses am Sozialprodukt. Der hohe Ex-
portanteil und der hohe Exportüberschuß, der
die westdeutsche wirtschaftliche Entwicklung
seit Mitte der fünfziger Jahre auszeichnet,
läßt den Anteil der Militärausgaben am Net-
toinlandsprodukt entsprechend höher er-
scheinen, weil die Bezugsbasis kleiner ist. Das
gleiche gilt für den Anteil der Militärausga-
ben am Nettosozialprodukt zu Faktorko-
sten 12).

Tabelle 2 weist für die Jahre vor dem Ersten
Weltkrieg über den Anteil der Militärausga-

ben am Nettosozialprodukt eine Konstanz
aus, die erst 1913 mit dem Sprung auf 4,7%
unterbrochen wird. Ähnliches gilt für die
Weimarer Republik bis 1933 mit der Beson-
derheit, daß in der großen Krise (1928—1932)
infolge der dreimaligen Gehaltskürzungen
der Regierung Brüning in einer personalin-
tensiven Armee der Anteil der Militärausga-
ben am Nettosozialprodukt sinkt. Bis 1944
steigen — vor allem im totalen Krieg — die
Anteile erheblich an, bis 1944 mehr für mili-
tärische Zwecke ausgegeben wird als das
Nettosozialprodukt beträgt. Dieses schein-
bare Paradoxon erklärt sich dadurch, daß das
Nettosozialprodukt keine Neuinvestitionen
enthält. Unterlassene Investitionen und Sub-
stanzverzehr bildeten mithin eine letzte, für
den Fortbestand einer Volkswirtschaft frei-
lich tödliche Finanzierungsquelle des Krie-
ges.

Für die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg
fällt auf, daß der Übergang von den Besat-
zungskosten zu den Verteidigungsleistungen
der Bundesrepublik einen Ruck nach unten
aufweist (nämlich von 14 % auf ca. 8 %). Dieser
Vorgang bedarf einer Erklärung. Zum einen
enthalten die Militärausgaben im späteren
Einzelplan 14 nicht die weiterzuzahlenden,



wenn auch gesenkten Stationierungskosten
für alliierte Truppen auf deutschem Boden
(Einzelplan 35). Zum anderen drückt die ge-
währte Ausstattungshilfe für die Bundeswehr
die im Etat ausgewiesenen Voranschläge
nach unten. Selbst unter Berücksichtigung
beider Tatbestände bleibt die Feststellung
gültig, daß in den Anlaufjahren der Bundes-
wehr deren fiskalische Kosten niedriger aus-
fielen, als es die fortgeschriebenen Besat-
zungskosten auf dem Niveau Mitte der fünfzi-
ger Jahre gewesen wären.
Deutlich erkennbar ist auch die Entwicklung
nach dem Ende der zweiten, im wesentlichen
der Intensivierung im Personal- und Großge-
rätebereich dienenden Entwicklungsphase
der Bundeswehr bis 1967/68: Die Anteile am
Nettosozialprodukt sinken in dieser Zeit von
6,4% auf 2,4% (geschätzt), eine Folge auch des
schnellen nominellen Anstiegs des Nettosozi-
alproduktes vor der 1979/80 einsetzenden re-
tardierenden Rezession.

Naturgemäß liegen die Anteile bezogen auf
das Bruttosozialprodukt in allen Phasen des
Zeitraumes 1955/56 niedriger, weil die Be-
zugsbasis größer ist. Zwar muß man wegen
Ungenauigkeiten in der volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung Fehlergrenzen berücksichti-
gen, dennoch bleibt der elementare Tatbe-
stand bestehen, daß nach mancherlei Schwan-
kungen sich schließlich ein Prozentanteil von
etwa 3,4% herausbildet.
Natürlich gibt es — gerade mit Blick auf in-
ternationale Vergleiche — eine Reihe von
statistisch-methodischen Einwänden gegen
derartige Prozentzahlen. So u. a. die, daß der
Einzelplan 14 des Bundeshaushaltes zu Be-
ginn der siebziger Jahre um den beträchtli-
chen Posten aller Militärruhegehälter und
Pensionsverpflichtungen entlastet wurde (sie
werden im Einzelplan 33 ausgewiesen), daß
geringe Teile der militärischen Aufwendun-
gen beim Auswärtigen Amt geführt werden
und daß schließlich aus gesellschaftlicher nut-
zen-/kostentheoretischer Sicht etatmäßig
ausgewiesene Militärausgaben nicht iden-
tisch sind mit dem, was das Militär eine Ge-
sellschaft tatsächlich „kostet".
Der Anteil der Militärausgaben je Kopf der
Bevölkerung ist, da die Bezugsbasis star-
ken Schwankungen unterworfen ist (Netto-
bevölkerungsänderung, Nettowanderungsge-
winn oder -Verlust), eine besonders auffällige
Größe gegenüber Veränderungen, die mit der
Entwicklung der Militärausgaben nichts zu
tun haben. So fällt auf, daß die langfristige

Entwicklung von Militärausgaben je Kopf seit
1900 bis in die achtziger Jahre hinein einen
klaren, nahezu linearen Trend erkennen läßt.
Selbst die Sonderbewegung durch Bevölke-
rungszuzug aus der DDR bis zum Mauerbau
1961 und nachfolgende Nettozuwanderungen
durch Gastarbeiter konnten in der ersten
Hälfte der sechziger Jahre diesen Trend nicht
grundlegend verändern. In absoluten Zahlen
ausgedrückt ist 1983 mit 680 bis 700 DM je
Kopf der Wohnbevölkerung die persönliche
Verteidigungslast gegenüber 12—14 Mark um
1900 (ohne Preisbereinigung) ca. 50mal höher
und gegenüber 1955/56 mit rund 110 DM
noch sechsmal höher. Obwohl Preisbereini-
gungen für derart lange Perioden problema-
tisch sind, kann man sagen, daß (preisberei-
nigt) gegenüber dem Gründungsjahr (1955)
der Bundeswehr 1983 mit 300 bis 320 DM je
Kopf (grobe Schätzung) die persönliche Ver-
teidigungslast annähernd dreimal so hoch
war wie 28 Jahre zuvor. Da in der gleichen
Zeit die Realeinkommen je Kopf sich eben-
falls etwa verdreifachten (geschätzt), wäre
mithin real die je-Kopf-Belastung gleich. Die-
ses fürwahr bemerkenswerte Ergebnis drückt
säkular eine Kontinuität aus, die so interpre-
tiert werden kann: Bei langfristig sinkenden
Anteilen der Militärausgaben an verschie-
denen Sozialproduktsgrößen ist infolge des
durchschnittlichen Wohlstandszuwachses die
Belastung je Kopf mit Militär- bzw. Verteidi-
gungsleistungen konstant geblieben; jeden-
falls erfolgte sie — bei aller Vorsicht gegen-
über den Schätzungen — nicht zu Lasten der
individuellen Wohlfahrt. Es muß aber darauf
aufmerksam gemacht werden, daß es sich um
Durchschnittswerte handelt, die Ungleichhei-
ten in der Einkommensverteilung (die aber in
den vergangenen 30 Jahren Tendenzen zur
Nivellierung zeigt) nicht berücksichtigen, ).13

Eine Betrachtung der Entwicklung der antei-
ligen Militärausgaben an den gesamten
Staatsausgaben und speziell an den Ausgaben
des Bundes hat davon auszugehen, daß die
Bundesausgaben nur einen Teil der gesamten
Staatsausgaben umfassen und demnach der
Anteil der Militärausgaben an den Bundes-*



ausgaben stets höher ist als der an den ge-
samten Staatsausgaben. Der Anteil der Mili-
tärausgaben an den gesamten Staatsausgaben
war in den vergangenen 112 Jahren — abge-
sehen von den politisch bedingten Rück-
gängen 1920—1935 und 1945—1955 — gerin-
geren Schwankungen unterworfen als der
entsprechende Anteil am Zentralhaushalt.
Das war in erster Linie die Folge unterschied-
licher Ausgaben- und Einnahmezuweisungen
in einem wechselnd förderativ oder zentral
geordnetem Finanzsystem. Während vor 1914
im Durchschnitt etwa ein Viertel der gesam-
ten Staatsausgaben Militärausgaben waren,
sank der Anteil zwischen 1925 und 1933 auf
15% ab. Selbst im Kriegsjahr 1940 lag er nicht
höher als im „Nachkriegsjahr" 187214). 1951 er-
reichten die Besatzungskosten als „stellver-
tretende Militärausgaben" etwa den Stand
von 1881—1900. Folgerichtig zu den gegen-
über den Besatzungskosten niedrigeren Mili-
tärausgaben des Bundes sinkt deren Anteil
auch an den gesamten Staatsausgaben seit
1955. Sie erreichen 1982 mit 13,6% — nach
geringeren Schwankungen zwischen 1970
und 1978 — ihren bisher niedrigsten Stand.
An dieser Entwicklung hat die vermehrte
Staatstätigkeit der Gebietskörperschaften
(ohne Bund) aber offenbar nur geringen An-
teil, zumal gleichzeitig der Anteil der Mili-
tärausgaben an den gesamten Bundesausga-
ben vergleichbar abnimmt. Jedenfalls sinkt
der Prozentsatz der Militärausgaben an den
Bundesausgaben von ursprünglich 34%

(1956/57)15) auf ca.18—19% (1982 und 1983) ab.
Da der Anstieg der absoluten Ausgaben für
das Militär zwischen 1955/56 und 1967 einen
gradlinigen Trend erkennen läßt, ist der an-
teilmäßige Rückgang, vornehmlich seit 1969,
auf den schnelleren Anstieg der übrigen Bun-
desausgaben zurückzuführen. Erst in den letz-
ten zwei Jahren zeigen die Militärausgaben
der Bundesrepublik (wieder) einen verstärk-
ten Anstieg.

2. Die innere Struktur
der Militärausgaben

Die derzeitige Situation der Struktur bundes-
deutscher Militärausgaben kann besser ver-
standen werden, wenn man sich auch hier
einige säkulare Entwicklungen vor Augen
führt, woraus sich Folgerungen für die Ana-
lyse künftiger Entwicklungen ergeben. Dabei
gilt es, auf vier Hauptentwicklungen aufmerk-
sam zu machen.
Erstens hat sich in der Bundeswehr eine neue
Verteilung von Ausgaben für die Teilstreit-
kräfte Heer, Luftwaffe, Marine ergeben. Vor
1914 war die Rüstung des Reiches überwie-
gend eine Flotten- und Artillerierüstung ge-
wesen. In den dreißiger Jahren trat die Luft-
waffe mit einem beträchtlichen Kostenblock
hinzu, der im Laufe des Zweiten Weltkrieges
neben dem U-Boot-Bau noch an Bedeutung
gewann. Knapp 20% der Militärausgaben ent-
fielen 1900 auf die Marine, das übrige waren
Heeresausgaben. 1964, am Ende der ersten
Aufbauphase der Bundeswehr, betrugen die
Ausgaben für die Bundesmarine nur 10,6%,
die für das Heer 37,7% und die für die Luft-
waffe — die besondere Kostenschübe kennt
— 27,5%. Mit dieser Neuverteilung ging eine
andere, auch international zu beobachtende
Entwicklung einher: die den Teilstreitkräften
nicht zumeßbaren Aufwendungen (für ge-
meinsame Kommandobehörden, Ausbildungs-
einrichtungen, Logistik, zentrale militärische
Dienststellen usw.) stiegen von nur 0,9% im
Jahr 1933 auf 24,2% an. Luftwaffe und Marine
sind traditionell kapitalintensive Teilstreit-
kräfte, im Heer hat sich mit dem Verschwin-
den der traditionellen Figuren des Infanteri-
sten und Grenadiers der Kapitalstock je Sol-
dat/Offizier hingegen offensichtlich nur lang-
sam erhöht.
Eine höhere Kapitalintensität einer Armee
zwingt auch zu höheren Neuinvestitionen



bzw. zu erhöhten Rücklagen für Abschreibun-
gen, vornehmlich dann, wenn die Gebrauchs-
dauer eines Waffensystems infolge des
schnellen technischen Fortschritts langfristig
kürzer wird. Panzer, Flugzeuge und Ge-
schütze haben heute eine spürbar kürzere Le-
bensdauer. Schon von daher muß sich die Zu-
sammensetzung von Militärausgaben anders
ausnehmen. Diese zweite Entwicklung hat
unmittelbar eine dritte innerhalb der Militär-
ausgaben verschärft.
Angesichts der Neigung, die Besoldung für
Soldaten und Offiziere der Besoldung im öf-
fentlichen Dienst gleichzustellen, hat sich,
verstärkt durch die Tendenz zu mehr Offi-
ziers- und Unteroffiziersplanstellen im Ver-
hältnis zu einfachen Soldaten, der Anteil der
Personalausgaben an den gesamten Militär-
ausgaben drastisch erhöht. Sie zählen, ähnlich
wie die im Trend ebenfalls gestiegenen War-
tungskosten für militärisches Großgerät, zu
den laufenden Betriebsausgaben.
Das mußte zur Folge haben, daß die verteidi-
gungsinvestiven Ausgaben anteilig rückläufig
waren, was wiederum die Stückzahlen bei der
Beschaffung großer Waffensysteme (Fregat-
ten, Starfighter, MRCA — Tornado, Alpha-Jet,
Awacs-Aufklärung, Raketen) berührte. Nur so
ist die Entwicklung zu immer kleineren
Stückzahlen großer Waffensysteme verständ-
lich (Starfighter: 624 Stück, MRCA: 322 Stück,
geplante taktische Kampfflugzeuge der neun-
ziger Jahre: 170 Stück usw.). Angesichts die-
ser Entwicklung entschloß man sich, den An-
teil der Investitionsausgaben, einschließlich
der für die Infrastruktur (u. a. Flugplätze, Ka-
sernen, Großwerkstätten, Rohrleitungen),
nicht unter 30% der gesamten Militärausga-
ben absinken zu lassen. Dieser Prozentsatz
konnte bisher etwa gehalten werden, wobei
freilich der Begriff der Investition oft großzü-
gig ausgelegt wurde16).
Dieser Konkurrenz zwischen laufenden Be-
triebsausgaben und Investitionsausgaben ent-
spricht eine vierte langfristige Entwicklung,
die die heutigen die Militärausgaben nicht
nur in der Bundesrepublik auszeichnet. Bis
zum Krieg von 1870/71 hielten sich Personal-
and Sachausgaben die Waage. Zwischen 1870

und 1914 verschob sich das Verhältnis zwi-
schen personellen und sachlichen Militäraus-
gaben zugunsten der Sachausgaben in wech-
selnden Stößen, die sich aus dem unterschied-
lichen Rhythmus von Heeresaufstockung und
Flottenrüstung erklären. Vor Kriegsausbruch
1914 betrugen die Sachausgaben nach anfangs
höheren Anteilen schließlich mehr als das
dreifache der Personalausgaben17). In den er-
sten Jahren der Bundeswehr hat sich dieser
Anteil auf mehr als das Vierfache kurzfristig
erhöht. Er sinkt dann aber aus den obenge-
nannten Gründen kräftig ab. Besoldungsni-
veau und Besoldungsstruktur auf der einen,
expotentiell steigende Kosten für Großwaf-
fensysteme auf der anderen Seite, einschließ-
lich deren teuer werdende Wartung und Pfle-
ge, haben im übrigen auch den parlamentari-
schen Kampf bei der Aufteilung von Militär-
ausgaben auf die genannten (Grob-)Katego-
rien verschärft. Daß diese Situation interna-
tionale Abrüstungsverhandlungen und deren
Chancen in einem neuen Licht erscheinen
läßt, sei nur erwähnt. Die Bundesrepublik hat
an diesen allgemeinen Entwicklungen teilge-
nommen mit der Besonderheit, daß infolge
der im internationalen Vergleich konventio-
nellen Bewaffnung der Bundeswehr größere
Kostenschübe, verursacht auch durch stei-
gende Forschungs- und Entwicklungsausga-
ben bei wachsender Ausreifungszeit der Sy-
steme auf dem Weg vom Reißbrett zur Aus-
lieferung an die Truppe (6—8 Jahre gelten als
normal), vermieden werden konnten.
Ein Blick auf den US-Verteidigungshaushalt,
der für 1983/84 nach Kürzungen mit umge-
rechnet mindestens 760 Milliarden DM anzu-
setzen ist, zeigt, daß es besonders die Nu-
klear- und Hochelektrotechnik ist, die diese
Kostenexplosion verursacht und den US-Ver-
teidigungshaushalt auf die 16fache Höhe der
bundesdeutschen Verteidigungsausgaben an-
schwellen läßt. Von dieser Entwicklung blieb
die Bundesrepublik verschont.
Sie teilt hingegen mit anderen, industriewirt-
schaftlich ähnlich strukturierten NATO-Staa-
ten den Anstieg einiger kleinerer Kapitel des
Einzelplanes Verteidigungsausgaben. Dazu
gehören vornehmlich Ausgaben für Komman-



dobehörden, Truppen usw. (1403), Ausgaben
für die Bundeswehrverwaltung und Personal-
ausgaben für das Zivilpersonal (1404), für
das Bildungswesen (1405) — wenn auch insge-
samt auf niedrigem Niveau von 1983 287 Mio.
DM —, für Unterbringung (1412). Seit 1958 lag
der Anstieg dieser Kapitel bei den Bildungs-
ausgaben mit dem 23fachen am höchsten, ge-

folgt von den Ausgaben für die Bundeswehr-
verwaltung (14fach), für die Kommandobehör-
den usw. (8fach). Demgegenüber hielten sich
die Bewilligungen im Rahmen der Mitglied-
schaft der NATO mit 171 Mio. DM (1958) und
1746 Mio. DM (1983), also einer Verzehnfa-
chung, angesichts des politischen Gewichtes
der NATO in Grenzen.

IV. Künftige Entwicklungslinien unter verschiedenen Annahmen

1. Fortschreibung der Bundesausgaben

Die erste Möglichkeit, Aussagen über die Zu-
kunft bundesdeutscher Militärausgaben unter
betont fiskalischen Aspekten zu treffen, ge-
schieht unter der Annahme, daß die Bundes-
ausgaben lediglich fortgeschrieben werden.
Dabei darf man davon ausgehen, daß die Fort-
schreibung linear geschieht. Selbst wenn die
Verteidigungsausgaben eine leichte Zunahme
innerhalb des Gesamtbudgets erfahren, än-
dert das an den Folgen nichts oder nur wenig,
die sich daraus für den Verteidigungshaushalt
ergeben, sofern das exponentielle Wachstum
sich in engen Grenzen bewegt. Unter der An-
nahme, daß Gesamtbudget und Verteidi-
gungshaushalt gleichförmig steigen, ändert
sich der Anteil der Militärausgaben an den
Bundesausgaben nicht.
Das gleiche gilt für die Beziehung Verteidi-
gungsausgaben zum Sozialprodukt, wenn die
Investitionsquote gleich bleibt und die Bun-
desstaatsquote ebenfalls. In diesem Falle wird
allein die innere Struktur der Verteidigungs-
ausgaben zum Problem. Wird zusätzlich un-
terstellt, daß der Anteil der verteidigungsin-
vestiven Ausgaben nicht gesteigert werden
kann, ergibt sich bei weiteren heftigen Ko-
stensprüngen im Bereich der Entwicklung,
Erprobung und Beschaffung von militäri-
schem Großgerät, daß vorhandene Beschaf-
fungsprogramme entweder gekürzt, gestri-
chen oder zugunsten relativ billigerer Waf-
fensysteme umgewandelt werden müssen.
Zeitliches Strecken, wie oft in der Vergangen-
heit vorgenommen, verschiebt die Problema-
tik nur weiter in die Zukunft.
Betrachtet man wie bisher die Stückzahl gro-
ßer Waffensysteme als Variable, so wird in
absehbarer Zeit der Punkt erreicht, in dem
angesichts der Vielfalt, des schnellen Wech-
sels sowie der ungleichen räumlichen Vertei-
lung künftiger Gefechtsbilder der Auftrag für
einzelne Waffensysteme von diesen nicht

mehr erfolgreich durchgeführt werden kann.
Im Zweifel muß er, da die Struktur der Be-
waffnung nicht mehr dem vom möglichen
Gegner aufgezwungenen Gefechtsbild ent-
spricht, abgebrochen werden. Der Vietnam-
krieg lieferte dafür mehr als eine Erfahrung.
Hier ist der Ort der Diskussion über eine bil-
ligere, wahrscheinlich zugleich konventionel-
lere Bewaffnung und alternative Verteidi-
gungsstrategie.
Zwar kann u. U. die Atomschwelle angehoben
werden, die Entwicklung immer kleinerer
atomarer Gefechtsfeldwaffen sowie die z. B.
mit einer flächendeckenden Kleinverteidi-
gung verknüpften Ungewißheiten strategi-
scher und taktischer Natur erschweren je-
doch wahrscheinlich großzügige Umstel-
lungsprogramme in der Bewaffnung. Anderer-
seits gibt es ein amerikanisches Rechenmo-
dell, wonach wenige Jahre nach der nächsten
Jahrtausendwende infolge der gigantischen
Kostenentwicklung z. B. bei Kampfflugzeugen
nur noch ein Flugzeug hergestellt werden
könnte, das den Gesamtetat der Luftwaffe
verschlingt und das allein den militärischen
Auftrag der Luftwaffe wahrzunehmen hätte.
Dieser Grenzfall macht die Dringlichkeit
rechtzeitiger Umstrukturierungen deutlich.

2. Relative Steigerung der Verteidigungs-
ausgaben im Bundeshaushalt

Unter der zweiten Annahme, daß bei gleich-
bleibender Bundesstaatsquote die Verteidi-
gungsausgaben stärker steigen als die Ausga-
ben der übrigen Ressorts, wird zugleich vor-
ausgesetzt, daß der Bundeshaushalt intern
eine beachtliche Flexibilität aufweist und daß
es tatsächlich zu einer spürbaren Umschich-
tung der Ausgaben einzelner Ressorts zugun-
sten der Verteidigung kommt. Da es aber zum
Programm der derzeitigen Regierung gehört,
daß der Bundeshaushalt nur mit geringen Zu-
wachsraten wachsen, die Nettokreditver-



schuldung abgebaut und durch weitere Spar-
maßnahmen der Haushalt auf einem Niveau
konsolidiert werden soll, das unter dem liegt,
was einem linearen Wachstum entspricht,
dürfen die Manövriermassen, die für diese
Operation zur Verfügung stehen, nicht sehr
hoch eingeschätzt werden.

3. Erhebliche Steigerung des Verteidi-
gungshaushalts

Die dritte Annahme ist die, daß der Verteidi-
gungshaushalt zwar, ähnlich wie in den USA
unter Präsident Reagan, überproportional
wächst, die künftigen Kostensprünge aber so
erheblich sind, daß sie im nationalen Rahmen
selbst (mit der Zeit ebenfalls teurer werden-
de) zunächst „billigere" alternative Verteidi-
gungsstrategien berühren. Diese ernste Situa-
tion zwingt dann zu neuen verteidigungspoli-
tischen Überlegungen innerhalb der Allianz,
einschließlich deren Finanzierung. Es muß be-
achtet werden, daß die NATO sich heute, im
Gegensatz zu den Plänen für eine Europäi-
sche Verteidigungsmeinschaft (EVG) Anfang
der fünfziger Jahre (Europa-Armee), im we-
sentlichen durch eine parallele nationale Fi-
nanzierung auszeichnet, bei der die gemeinsa-
men NATO-Aufgaben gleichsam aus jährli-
chen Beiträgen der nationalen Verteidigungs-
haushalte finanziert werden. Diese Beiträge
— zu Beginn der achtziger Jahre für die Bun-
desrepublik weniger als 2 Milliarden DM
jährlich — bilden bisher eine nahezu margi-
nale Größe. Weder kennt die NATO derzeit,
wie es für die EVG vorgesehen war, einen
gemeinsamen Militärhaushalt noch einen ei-
genen Finanzkommissar und eine eigene Fi-
nanzrechnungsbehörde. Eine weitere Schwie-
rigkeit, die nur erwähnt werden soll, liegt dar-
in, daß alle europäischen Militärbudgets
heute noch immer nach Grundsätzen aufge-
stellt und vollzogen werden, die dem . und
19. Jahrhundert entstammen. Zwar haben Ein-
richtungen wie die Mittelfristige Finanzpla-
nung und die Verpflichtungsermächtigungen
für künftige Haushaltsjahre eine gewisse Fle-
xibilität in das Zentralbudget hineingetragen;
allein schon ein Blick auf die Kapiteleintei-
lung des Verteidigungshaushaltes zeigt je-
doch den starken traditionellen Einfluß einer
Budgetpraxis, die während der napoleoni-
schen Kriege bereits die gleiche Gliederung
des Militärhaushaltes kannte wie noch heute.
Eine Voraussetzung für eine künftig flexi-
blere Gestaltung von Militärausgaben ist je-
denfalls eine stärker funktionale Denkweise
sowohl bei der Aufstellung und dem Vollzug
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des Haushalts als auch im politischen Denken
in Militärhaushaltskategorien überhaupt. Die
seit Jahren angefertigten und dem Bundes-
haushalt vorangestellten Haushaltsquer-
schnitte sind ein erster Schritt in diese Rich-
tung. Wichtiger ist aber eine Budgetierung,
und sei es inoffiziell (aber öffentlich), nach mi-
litärischen Funktionen (missions). Sie kann
nicht nur die im traditionellen Etatdenken
leicht versteckbare Problematik von Militär-
ausgaben sichtbar machen, sondern Lösungen
für die Zukunft verdeutlichen. Jedenfalls ist
es vorstellbar, daß in Zukunft nicht mehr die
bloße Verteilung einer für einen Einzelplan
parlamentarisch bewilligten Finanzmasse auf
eine vorgegebene Titelstruktur, die bereits
die Zusammensetzung des Haushaltsvoran-
schlages beherrscht, im Vordergrund steht,
sondern eine nach militärischen Funktionen
geordnete Aufteilung der zur Verfügung ste-
henden Gelder, an Hand derer dann auch die
militärische wie gesamtwirtschaftliche Ver-
teidigungsleistung erkannt und überprüft
werden kann. Man muß dann primär von der
Frage ausgehen, wieviel z. B. für Luftverteidi-
gung, ABC-Verteidigung, Luftunterstützung
für Bodenstreitkräfte und für Küstenschutz,
Sicherung des (transatlantischen) Nachschubs
usw. ausgegeben werden soll. Nur so wird
eine sparsame Verwendung von künftigen
Verteidigungsgeldern möglich sein.

4. Möglichkeiten innerhalb der NATO

Da die Bundeswehr insgesamt und nicht nur
mit einem Kontingent in die NATO integriert
ist, muß die Bundesrepublik an einer Neuord-
nung der Finanzen im Bündnis besonders in-
teressiert sein, zumal die Bundesrepublik, im
NATO-Rahmen gedacht, ein Vorfeld mögli-
cher militärischer Aktionen darstellt, auf dem
sowohl Vorne- als auch Vorwärtsverteidigung
diskutiert wird. ,
Darf schon von einer Umstellung vom her-
kömmlichen Etatdenken auf eine (militär-)
funktionale Budgetpraxis ein Spareffekt für
Militärausgaben erwartet werden, so gilt das
gleiche für eine Neuordnung der Militärfi-
nanzen im Bündnis überhaupt, weil bisherige
Reibungsverluste und restnationales Prestige-
denken vermieden werden können, die sich
beide retardierend oder lähmend auf die Fi-
nanzierung einer unteilbaren gemeinsamen
westeuropäischen Sicherheit auswirken 18). In-



nerhalb der NATO beschränkte sich bisher
die Zusammenarbeit auf Rüstungskoopera-
tion und Rüstungsstandardisierung auf der
„physischen" Seite und auf die schon erwähn-
te, geringe finanzielle Gemeinschaftsleistung
für als gemeinsam deklarierte Aufgaben. Der
Schritt zu einem gemeinsamen NATO-Haus-
halt unter europäischer oder NATO-Kon-
trolle schafft zwar die oben angerissenen Pro-
bleme nicht aus der Welt, läßt ihre Lösung
aber in einem helleren Licht erscheinen. Fi-
nanz- und budgettechnisch kann man an drei
Varianten denken. Das umfassendste Experi-
ment ist zweifellos die Überführung aller bis-
herigen nationalen NATO-Ausgaben in einen
gemeinsamen NATO-Vollhaushalt. Das wäre
mit massiven nationalen Kompetenzverzich-
ten vor allem auf dem Gebiet des Bewilli-
gungsrechtes und der nachträglichen Rech-
nungskontrolle verbunden.
Aber selbst ein NATO-Teilhaushalt, in den
jedes Land einen bestimmten Sockelbetrag
seiner Verteidigungsleistungen einbringt, be-
deutet gegenüber dem heute praktizierten
Verfahren einen Vorzug. Zu klären wäre dann
noch die Frage, für welche z. B. konventionel-
len oder nuklearen Bereiche ein NATO-Teil-
haushalt zu stehen hätte. Denkbar ist z. B. ein
gemeinsamer Nuklearhaushalt, dessen Höhe
und Zusammensetzung mit internationalen
Abrüstungsverhandlungen koordiniert wer-
den könnte. Die Finanzierung eines solchen
gemeinsamen (Teil-)Haushaltes könnte ent-
weder durch eine bestimmte Quote der Mit-
gliedstaaten des Bündnisses erfolgen — ohne
Rücksicht darauf, wie diese Quote national
aufgebracht wird — oder durch bestimmte na-
tionale Einnahmen, die — unter Aufhebung
des alten Haushaltsgrundsatzes gebotener
Zweckbindung (Non-Affektion) — finanziert
werden müßten.
Dabei kann man durchaus daran denken, im
Zuge einer weiteren sicherheitspolitischen
und wirtschaftlichen Integration Westeuro-
pas z. B. neue Steuertatbestände zu schaffen,
die ihrem Sinne nach einer großräumigen
westeuropäischen Verteidigung entsprechen,
wie etwa eine europäische Transportsteuer.
Macht man europäische Militärausgaben von
bestimmten Einnahmen abhängig, muß be-
rücksichtigt werden, daß diese Einnahmen —
vor allem wenn mengen- und wertbezogene
Besteuerungsmerkmale gewählt werden —
Schwankungen unterworfen sind, die mit si-
cherheits- und militärpolitischen Absichten
nicht synchron laufen müssen. Der Weg, der
hier gemeint ist, besitzt sowohl integrations-

politische wie fiskalische Vorteile gegenüber
der Praxis der Gegenwart:
Erstens würde die gemeinsame produktions-
wirtschaftliche Verantwortung für die Bewaff-
nung und Ausrüstung der NATO gestärkt
werden, die weit über die bisherige Rüstungs-
kooperation bei Gemeinschaftsprogrammen
hinausgeht.
Zweitens würden die gemeinsamen Sicher-
heitsanstrengungen vor den Völkern der Ge-
meinschaft wie nach außen demonstriert wer-
den.

Drittens könnte ein gemeinsamer NATO-
(Teil-)Haushalt ein Schritt auf dem Wege zu
einer künftigen europäischen Finanzpolitik
sein, und sei es zunächst nur dadurch, daß die
Institution eines europäischen Finanzausglei-
ches durch eine Quotenregelung geschaffen
würde, dem die Finanzierung anderer ge-
meinsamer europäische Aufgaben, z. B. im
Verkehrswesen, folgen könnte.
Viertens könnte ein gemeinsamer NATO-
(Teil-)Haushalt die Finanzierung sicherheits-
politischer Belange von konjunktur- und
wachstumspolitischen Absichten abkoppeln,
die ohnehin nur in seltenen Fällen parallel
zueinander verlaufen.

Damit würde der Gefahr begegnet werden,
für Zwecke der (gemeinsamen) Sicherheit
ausgegebene Mittel konjunktur- und wachs-
tumspolitisch zu über- oder zu unterschätzen
und sie möglicherweise im falschen Augen-
blick gegeneinander aufzurechnen oder zu
verwenden. Sowohl Budgetdefizite als auch
-Überschüsse könnten im Verteidigungsbe-
reich ausschließlich nach sicherheitspoliti-
schen Überlegungen für einen integrierten
oder in Integration stehenden Raum einge-
setzt und dem Zugriff nationaler Konjunktur-
politik entzögen werden. Auch könnten inte-
grierte Finanzen gemeinsame Strukturausga-
ben nicht allein für den militärischen Sektor
bestreiten helfen.

Abgesehen von der Einheitlichkeit, die mit
Hilfe eines gemeinsamen Budgets bei dessen
Kapitel- und Titeleinteilung erzielbar wäre,
käme das Gewicht der europäischen NATO-
Partner stärker zum Ausdruck. Geostrategi-
sche Gesichtspunkte bei der Verteilung von
Lasten können freilich nur einbezogen wer-
den, wenn internationale Abrüstungsbegren-
zungs- und Rüstungskontrollverhandlungen
für längere Zeit künftige Kriegsbilder festle-
gen. So läßt sich z. B. vorstellen, daß die Bun-
desrepublik bei erwarteten ausschließlich



konventionellen militärischen Abwehrreak-
tionen über einen künftigen Finanzpool im
Rahmen einer integrierten Finanzierung Zu-
schüsse von anderen NATO-Staaten erhält.
Ende Januar 1984 hat eine Gruppe britischer
Verteidigungsexperten unter Luftmarschall
Lord Cameron im Rahmen des British Atlan-
tic Committee einen Bericht vorgelegt, der
eine Reihe von Punkten enthält, die mit den
hier vorgestellten Überlegungen harmonie-
ren. Der Bericht plädiert — im großen gese-
hen — für eine Anhebung der atomaren
Schwelle durch verstärkte konventionelle Rü-
stung. Der Westen besitze derzeit für die Ab-
schreckung nicht nur zu viele, sondern auch
zu teure Waffen. Offenbar denken die briti-
schen Experten nicht nur an den auch von
deutscher Seite schon ausgesprochenen Ver-

dacht, daß im Verteidigungsfall zwar viele
Hochpräzisionswaffen und dennoch für den
einzelnen Zweck zu wenige vorhanden sind,
sondern auch daran, daß ein Abbau des Nuk-
leararsenals, unabhängig von internationalen
Verhandlungen, finanzielle Mittel für die
konventionelle Rüstung freisetzen könnte.

Allerdings plädieren die Briten auch für den
Aufbau eines chemischen Waffenarsenals, auf
das die Bundesrepublik feierlich verzichtet
hat. Hier wird deutlich, daß ein verstärktes
„poolen" von Militärausgaben in der NATO —
und sei es nur im Bereich des europäischen
NATO-Raumes — die Bundesrepublik auch
von den ihr derzeit zufallenden Hauptausga-
ben für eine Vorneverteidigung entlasten
könnte.



Wolfgang Pordzik: Der amerikanische Verteidigungshaushalt
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 22/84, S. 3—14

Die aktuellen Zuwachsraten im Verteidigungshaushalt der USA reflektieren eine histo-
risch einmalige Rüstungsanstrengung in Friedenszeiten. Kontrovers ist jedoch in den Ver-
einigten Staaten lediglich das Ausmaß der Steigerung — eine Erhöhung von real 4% wird
selbst von Gary Hart und Walter Mondale befürwortet
Die wesentlichen aktuellen Auseinandersetzungen zwischen Administration und Kon-
greß betreffen die nuklearstrategischen Programme der Regierung, obwohl sie weniger als
ein Drittel des Verteidigungshaushaltes ausmachen. Insbesondere in der Frage der MX-
Stationierung hat der Präsident schwere Niederlagen hinnehmen müssen. Aber auch die
Programme zur Stärkung der Bereitschaft der konventionellen Kräfte sind nicht unum-
stritten.
Nach einer Studie des Congressional Budget Office werden die geplanten Rüstungsausga-
ben weder die Inflation in den USA beschleunigen noch negative Beschäftigungseffekte
haben. Die Gefahr für die amerikanische Wirtschaft liegt eher in der insgesamt hohen
Staatsverschuldung. Bei diesbezüglichen Sparmaßnahmen wird der Kongreß jedoch im
Wahljahr 1984 kaum eine Ausnahme für den Verteidigungshaushalt gelten lassen.

Wolfgang Pfeiler: Konturen sowjetischer Rüstungspolitik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 22/84, S. 15—26

Der Beitrag befaßt sich mit dem Wachstum der sowjetischen Rüstung, mit der damit ver-
bundenen Belastung der sowjetischen Volkswirtschaft und mit den Beziehungen zwischen
Politik und Militär, Politik und Wirtschaft sowie Militär und Wirtschaft.
Ungeachtet fraglicher westlicher Berechnungsmethoden sind die sowjetischen Rüstungs-
ausgaben über Jahrzehnte kontinuierlich angestiegen. Dieser Trend setzt sich gegenwär-
tig fort Die damit verbundenen Belastungen konnten von der Volkswirtschaft verkraftet
werden und ließen zugleich eine kontinuierliche, wenn auch mäßige Steigerung des
Lebensstandards zu. Zwar wiegt die Rüstungslast schwer, doch die Grenze des Möglichen
ist noch nicht erreicht. Die Grundsatzentscheidungen über die sowjetische Rüstungspoli-
tik werden vom Verteidigungsrat des Politbüros getroffen. Die sowjetische Rüstung ist
somit nicht auf das Wirken eines „militärisch-industriellen Komplexes" zurückzuführen;
sie ist vielmehr das Ergebnis der Politik der KPdSU. Der Primat der Politik über Militär
und Wirtschaft ist charakteristisches Merkmal des sowjetischen politischen Systems.

Lutz Köllner: Die Entwicklung bundesdeutscher Militärausgaben in Vergan-
genheit und Zukunft
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 22/84, S. 27—39

Militärausgaben in der Bundesrepublik zeichnen sich durch zwei Eigenheiten aus: sie sind
Ausgaben im Rahmen eines transatlantischen Bündnisses und sie dienen zur Finanzie-
rung einer Verteidigungsarmee. Gemessen an Makroindikatoren haben die Verteidi-
gungsausgaben im Durchschnitt 3,6% des Bruttosozialproduktes, 34% der Bundes- und ca.
20% der gesamten Staatsausgaben nicht überschritten. Seit mehr als einem Jahrzehnt sind
die Verteidigungsausgaben auf gegenwärtig etwa 18% der Bundesausgaben gefallen.
Die Struktur der derzeitigen Verteidigungsausgaben ist problematisch angesichts der
Kostenschübe bei neuen Waffensystemen und der derzeitigen Diskussion über Militär-
doktrin und „große Strategie” in der NATO. Eine stärker konventionelle Bewaffnung kann
nicht neben einer Fortschreibung der derzeitigen Bewaffnung der Bundeswehr finanziert
werden. Insofern ist die Zusammensetzung der Verteidigungsausgaben auch abhängig von
internationalen Abrüstungsverhandlungen und der Strategiediskussion. Ein gemeinsamer
NATO-(Teil-)Haushalt kann ein Weg sein, künftige Finanzierungsprobleme im Bündnis
reibungsloser zu lösen als bisher. Gemeinsame (westeuropäische) Verteidigungsausgaben
können als Beitrag zur weiteren ökonomisch/politischen Integration verstanden werden,
die gemeinsame Sicherheitsinteressen demonstriert.
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